 Willkommen zur Lage der Nationen Ausgabe Nummer 49 vom 1. April 2017 wie immer mit Philipp Banzer und mit Ulf Burmeier ja schön dass ihr wieder dabei seid die Ausgabe vom 1. April ist aber natürlich kein April Scherz ja wir sind ja ein ernst zu nehmendes Podcast Format deswegen haben wir jedenfalls soweit wir bisher sehen für euch keinen April Scherz versteckt sondern Fakten Fakten Fakten aus Deutschland und der Welt.
 Genau wie jede Woche für die die jetzt auch neu dazu gestoßen sind wir versuchen hier so zum Wochenende hin sage ich mal so am Donnerstag Freitag Samstag Sonntag die politische Woche etwas zusammenzukehren die Fakten geradezuziehen und so ein bisschen für euch einzuhören.
 Entschuldigung einzusortieren und das machen wir auch diese Woche und wir fangen ein bisschen chronologisch vor wir haben ja letzte Woche quasi damit aufgehört oder angefangen beziehungsweise so wir haben die Sendung veröffentlicht und dann wurde im Saarland gewählt.
 So ist es deswegen ist das was am längsten ist.
 Genau ja wir sind ein ganz kleines bisschen spät dran ich war krank letzte Woche so langsam geht es wieder und deswegen haben wir uns jetzt erst heute in die Lage hinein gestürzt genau und ich freue mich auf unser erstes Thema nämlich.
 Das Feedback war die zur Landtagswahl im Saarland.
 Genau 800.000 Wahlberechtigte gab es ist jetzt nicht nicht das allergrößte also so zwei drei Berliner Bezirke sind das dann schon aber es hat vor allen Dingen für die SPD war es ein kleiner Dämpfer.
 Ja genau.
 Also es ist schon schlechter ausgefallen als erwartet.
 Genau also es ist ja immer so in einem Jahr der Bundestagswahl da erlangen ja die Landtagswahlen die vorher stattfinden so eine etwas überproportionale Bedeutung weil immer alle schauen auf Signale für den Bund und wir haben in den letzten Wochen schon
 verschieden diskutiert es wurde immer so ein bisschen gehypt Martin Schulz fast messiasartig der neue Kanzlerkandidat der SPD vom Schulz zu kam wir schon gesprochen das einerseits sehr ermutigend jedenfalls für die Sozialdemokraten
 andererseits aber auch so ein ganz kleines bisschen vielleicht übers Ziel hinaus geschossen denn jedenfalls im Saarland kann man von einem Schulzeffekt nur in engen Grenzen reden wenn überhaupt.
 Genau also die haben Prozent Stimmen Anteil verloren 10.000 Stimmen dazu gewonnen die SPD aber trotzdem sind sie halt abgeschlagen weiter geworden die CDU hat gewonnen in
 ich glaube also mit 47.000 Stimmen zusätzlich und 5,5 Prozent am sozusagen 2 Stimmen Anteil dazu gewonnen.
 Das ist natürlich ganz amtlich und es wird jetzt wieder eine große Koalition geben.
 Ich wie gesagt du hast den Schulze den Schulzeffekt angesprochen.
 Ich habe ein bisschen die Vermutung dass der in diesem Mal mehr für die CDU gewirkt hat weil er einfach mehr mobilisiert hat bei der CDU.
 Ja das ist das ist eine ganz interessante Frage nicht ob das tatsächlich so ist also jedenfalls die Mobilisierung generell war sehr sehr groß.
 Das sind also deutlich mehr Menschen überhaupt zur Wahl gegangen.
 Was ich ja eigentlich den besten Effekt überhaupt finde also generell das war ja auch in Belgien schon so das kann man in Belgien in Holland in Holland war schon so.
 Und das ist eigentlich die richtige Antwort auf diesen ganzen Populismus den wir überall haben auf diese ganze ja sagen wir mal Demokratie Feindlichkeit etc.
 Das Menschen zur Wahl gehen und das war ja auch der Effekt beim Brexit und bei Trump dass einfach viele nicht zur Wahl gegangen sind weil sie da läuft eh schon muss ich nicht.
 Nein. Jeder muss wählen gehen.
 Jeder muss wählen gehen. Das ist einfach so.
 Das ist also muss man sich immer ein bisschen historisch überlegen.
 Das ist ein Recht für das Menschen jahrhundertelang auf die Straße gegangen und schlimmstenfalls auch gestorben sind.
 Und auch heute gibt es noch viele Länder in denen die Demokratie bedroht ist oder gar abgeschafft wird.
 Wir sehen das gerade in der Türkei nicht wo Erdogan einen autoritären Staat einrichtet ob es dann überhaupt bald noch Wahlen gibt weiß der Himmel wenn er da so weit durchkommt wie er sich das so vorstellt.
 Und deswegen ist es eine denke ich einfach eine wirklich eine Pflicht jede jeder Bürgerin jedes Bürgers wenigstens hinzugehen die Stimme abzugeben.
 Und ja man kann eben denke ich sehen dass die dass die dass die doch jetzt irgendwie wieder etwas lebendiger gewordene Demokratie in Deutschland mit einem anderen Kandidaten bei der SPD der das Ergebnis im Bund wieder so ein bisschen offener erscheinen lässt einfach mehr Spaß macht.
 Und dann gehen die Leute auch hin und klar du hast natürlich andere Effekte angesprochen die Angst vor Populismus den Brexit Effekt und so es gibt einfach eine ganze Reihe Effekte dafür dass mehr Menschen zur Wahl gehen und das sehe ich genau wie du Philipp finde ich finde ich wirklich groß.
 Genau und man sieht einfach es macht einen Unterschied ob die Leute hingehen oder nicht.
 Ja und beim Brexit und bei Trump sind eben viele in den erscheinen Staaten in den USA zumindest nicht hingegangen und schwupps und schwupps haben wir den Trump an der Backe und schwupps Brexit komm ich noch zu.
 Und auf der anderen Seite sieht man jetzt eben hohe Wahlbeteiligung im Saarland und der Effekt ist zum Beispiel dass die AfD gemessen an den Erwartungen oder Befürchtungen die sie bislang geweckt hatte geradezu abgestürzt ist nicht also für die AfD entschieden sich nämlich 33.000 Menschen im Saarland das sind natürlich immer noch zu viele aber das entspricht in Anführungsstrichen nur 6 Prozent der Stimmen das heißt die AfD ist eben nicht mehr bei 20 oder 24 Prozent wie in manchen Ländern im vergangenen Jahr sondern sie ist jetzt eben bei ganz knapp überhaupt nur in den Landtag gekommen ich glaube mit drei Männchen und dann mal schauen.
 Wie lange diese AfD Fraktion überhaupt sich noch sich noch zusammen findet und da so was wie Politik macht also das sieht man sehr deutlich gerade radikale Parteien verlieren prozentual sehr deutlich wenn die Wahlbeteiligung hoch ist das liegt wohl vor allem daran dass eben radikale Parteien relativ hohe Mobilisierung erreichen das heißt die haben bestimmtes Wählerpotenzial und das geht dann meistens auch zur Wahl und wie viel Prozent und damit wie viel Anteilen im Parlament das entspricht das hängt eben maßgeblich an der Wahlbeteiligung.
 Habe ich vorhin Zweitstimmen gesagt war da nicht ein Kommentar das ist im Saarland keine Zweitstimmen gab auf jeden Fall die Stimmen die den einen die letztlich die die Sitzverteilung.
 Ich glaube das war so wir hatten das letzte Mal Zweitstimmen gesagt und da war in den Kommentaren das im Saarland keine Zweitstimmen gibt habe ich jetzt nicht nochmal nachgeguckt jedenfalls ihr wisst was ich meine wir sollten aber eins noch erwähnen wo wir gerade am Zusammenkehren der Akten sind.
 Grün und FDP also die beiden kleineren demokratischen Parteien sind eben auch nicht im Landtag vertreten das muss man natürlich sagen ist dann ist dann irgendwo eine Schattenseite der hohen Wahlbeteiligung dass die eben ganz offensichtlich auch darunter zu leiden haben wenn die Wahlbeteiligung hoch ist weil sie dann prozentual eben unter unter den Durst kommen.
 Ja vor allen Dingen aber ich glaube das wird auch ein Effekt sein den wir bei der Bundestagsdauer nämlich sehen wenn nämlich CDU und SPD so Kopf an Kopf sind ja und es wirklich darum geht um jede einzelne Stimme dann glaube ich werden die kleineren Parteien auch bundesweit darunter leiden dass sie eben CDU und SPD sich so ein Kopf an Kopf rennen liefern weil dann die die so ein bisschen mal grün mal SPD wählen mal links mal so die werden sich im Zweifel dann eher für die SPD entscheiden weil es dann wirklich darum geht wer die Wahl gewinnt und darunter wird.
 Vor allem die grüne ich meine die sind jetzt im Bund bei sechs Prozent das ist nicht so super üppig das ist für die Grünen ist das ein katastrophales Ergebnis also wenn es so käme wie es tatsächlich momentan aussieht wäre das für die Grünen ganz bitter aber dann muss man natürlich auch wieder sagen ist das ein bisschen kurzsichtig wenn man sich so entweder für schwarz oder rot entscheidet bei einer solchen sage ich mal Richtungswahl ja wenn es also darum geht Rot Rot Grün oder oder eher konservativ einfach deswegen wenn man natürlich nie so richtig weiß für wen sich denn die SPD als Koalitionspartner.
 Also das gibt ja es gibt ja so mehrere Sachen die die die also einmal Rot Rot Grün ist natürlich das eine dann schreibt der Spiegel jetzt dass es für eine Politiker von SPD und Grün geben die sich für so eine Ampel Koalition aussprechen also SPD Grüne und FDP aber das glaube ich machen sie nur um sich quasi ihre Optionsvielfalt da zu symbolisieren weil das glaube ich keine sehr wahrscheinlich Koalition ist und eine andere Möglichkeit ist natürlich noch die große Koalition aber diesmal unter Führung von Martin Schulz.
 So, ich glaube, das streben Sie sogar ins Geheim an.
 Also das ist, das weiß ich jetzt nicht, ob Sie das tatsächlich anstreben und das Ding
 ist natürlich, das wäre eine Sensation, wenn die SPD tatsächlich im Bund über der, über
 der CDU läge.
 Es gab natürlich jetzt Umfragen, die die großen Parteien Kopf an Kopf gesehen hat, aber ob
 das tatsächlich so kommt.
 Also ich glaube, wie gesagt, dass taktisch wählende Wählerinnen und Wähler könnten auch
 auf den Gedanken kommen, doch lieber links oder grün zu wählen, einfach um sicher zu
 gehen, dass die SPD tatsächlich ein Mitte-Links-Bündnis eingeht und eben gerade keine große Koalition.
 Also das bleibt im Bund auf jeden Fall spannend.
 Aber den Effekt haben wir in Saarland eben gesehen, dass es mit den kleinen Parteien
 man zum Kopf an Kopf rennen gibt, dass die da durchaus draufzahlen.
 Genau.
 Aber nahtloser Übergang, Stichwort große Koalition zu unserem nächsten Thema.
 Wir bleiben im Inland und betrachten die Sitzung des Koalitionsausschusses in der vergangenen
 Woche.
 Da muss man vielleicht ganz kurz sagen, was das ist.
 Ja.
 Man muss sich vorstellen, so eine Koalition, das ist halt die Koalition, da sitzen halt
 Minister aus mehreren Parteien zusammen.
 Und der Regierung und so ein Koalitionsausschuss, ich glaube nicht, dass der, findet der einigermaßen
 regelmäßig statt, in größeren Abständen.
 Und da treffen sich halt die führenden Minister aus dieser Regierungskoalition und im Kanzleramt
 und sagen wir mal, bereden strittige Fragen.
 Jedes Ministerium denkt sich einmal so Pläne aus und was sie gerne machen würden.
 Und dann wird halt in der Koalition entschieden, welche Projekte davon denn jetzt umgesetzt
 werden und wenn ja, wie und so.
 Das wird da so informell quasi festgezucht.
 Genau.
 So wenn man...
 Arbeitsbesprechung, ja, was sind denn so eure Ideen, was sind so die Pläne, was wollt ihr
 machen, was wollen wir machen?
 Okay, dann machen wir das und machen wir das und machen wir das nicht.
 Ja genau.
 Und da muss man natürlich sehen, da kommen natürlich auch die heißen Eisen auf den Tisch.
 Also mal ganz ehrlich, es kommt ja nicht selten vor, dass zwischen Ministerien und damit eben
 häufig auch zwischen den Ministern verschiedener Parteien keine Einigung erzielt werden kann
 über ein Gesetzgebungsvorhaben.
 Und dann ist typischerweise der Koalitionsausschuss das Gremium, wo dann der Knoten durchgehauen
 wird.
 Genau, weil ja Gesetze immer, wie das heißt, so in der interministeriellen Abstimmung sind.
 Also alle Ministerien, die irgendwie was zu einem Gesetz beitragen können, die können
 im Vornein ihren Senf dazu geben.
 Häufig kommt es eben zu einer Einigung und dann ändert man hier was und ändert man da
 was und das Ministerium ist, Finanzministerium da, das Verkehrsministerium da und dann ist
 am Ende das Gesetz fertig.
 Manchmal werden sich die Ministerien aber auch nicht einig und dann kommt so was auf den Tisch
 in einem Koalitionsausschuss, der jetzt halt diese Woche stattfand.
 Genau und da muss man sagen, hat die große Koalition eine ganze Menge an Beschlüssen
 gefasst.
 Sechs Stunden haben sie getagt.
 Genau, bis tief in die Nacht.
 Und interessanterweise war allerdings die Bewertung hinterher sehr unterschiedlich.
 Die Union hat diese Runde im Grunde gefeiert und darauf hingewiesen, dass eben eine Reihe
 von Beschlüssen getroffen worden sind, während die SPD kritisiert hat, dass die Union eine
 ganze Reihe weitergehender, geplanter Beschlüsse insbesondere im Sozialbereich gestoppt habe.
 Also schon mal sehr interessant, wie dieselbe Sitzung von den beiden Koalitionspartnern,
 also von zwei in der drei Koalitionspartnern, die CSU ist ja auch mit dabei, doch sehr unterschiedlich
 interpretiert wird.
 Aber gut, kommen wir zu den Ergebnissen dieses Koalitionsausschusses.
 Zunächst einmal ist eine Neufassung des Umweltrechtsbehelftesgesetzes beschlossen worden.
 Was das genau bedeutet, das ließ sich noch nicht klären.
 So ein Gesetzentwurf scheint es da noch nicht zu geben.
 Es gibt eher mal so eine politische Einigung.
 Im Ergebnis soll das aber dazu führen, dass es für Bürgerinnen und Bürger, aber auch
 für Umweltverbände leichter werden soll, umweltrechtliche Genehmigungen vor Gericht
 zu hinterfragen.
 Ja, das können wir zunächst mal einfach nur so festhalten.
 Wir bleiben da am Ball.
 Wenn da was raus ist, schauen wir mal, was das konkret bedeutet.
 So, dann gibt es diese diskutierte Annullierung der Kinderehen.
 Also das habe ich jetzt so verstanden, dass Kinder, die verheiratet wurden im Ausland
 nach Deutschland kommen, dass das hier aufgehoben wird und so getan wird, als werden die nicht
 verheiratet.
 Genau, das ist wohl das Ziel des Ganzen.
 Es ist so ein bisschen unklar, wie das quasi technisch ablaufen soll.
 Das ist nämlich ehrlich gesagt gar nicht so ganz einfach.
 Das klingt ja erst mal überzeugend, dass Kinder nicht gegen ihren Wirt verheiratet werden
 sollen.
 Absolut.
 Das Ding ist halt einfach, wenn die aber schon hier verheiratet ankommen, nach dem
 Recht eines anderen Staates wirksam verheiratet, dann ist das manchmal gar nicht so einfach,
 was man mit dieser Ehe macht.
 Und nach dem Entwurf von Heiko Maas sollen jetzt alle Ehen, an denen ein Partner unter
 16 Jahre alt war, quasi von ganz alleine in Deutschland nicht mehr anerkennungsfähig
 sein.
 Das kann natürlich dazu führen, dass quasi eine gespaltene Rechtslage eintritt, wenn diese
 Ehe nämlich nach dem Herkunftsland nach wie vor wirksam ist und aber dann nach deutschem
 Recht nicht anerkannt wird.
 Dann kann das für die Beteiligten unter Umständen relativ problematisch sein, kann man sich vorstellen.
 Also ich bin mir nicht so sicher, ob Heiko Maas da nicht übers Ziel hinausschießt, weil
 mit dieser automatischen Annullierung, denn man könnte ja die Menschen auch einfach fragen.
 Und auch wenn zum Beispiel die Frau in einem Beispielsfall erst 15 Jahre alt ist, kann
 sie das vielleicht selber noch nicht einschätzen, aber dann kann es ja da einen Ergänzungspfleger
 geben, der dann eben ihre Rechte in diesem Fall wahrnimmt.
 Also insofern, ich bin bei der automatischen Annullierung sehr skeptisch, ob man da nicht
 unter Umständen auch das Kindeswohl beeinträchtigt.
 Sinnvoller scheint mir die Lösung zu sein, die das Bundesjustizministerium vorschlägt
 für Menschen im Alter von 16 und 17 Jahren.
 Da soll es nämlich eine Einzelfallprüfung geben und Heiko Maas hat gesagt, maßgebliches
 Kriterium soll immer das Kindeswohl sein.
 Und das sind ja jetzt auch keine hunderttausende von Fällen, die da auftauchen.
 Also das sind glaube ich ein bis zwei tausend oder so im Jahr, die um die es da geht.
 Und man muss ganz ehrlich sagen, da hat es auch bislang schon Möglichkeiten gegeben,
 diese Fälle zu adressieren.
 Es ist, wenn man ehrlich ist, ein Stück weit auch, wie soll ich sagen, Heiko Maas' PR-Politik,
 denn das ist in manchen Boulevard-Zeitungen natürlich hochgejast worden, das Thema.
 Dann wurden irgendwie einzelne Beispiele ganz groß aufgezogen, wo tatsächlich so was wie
 ein Kindesmissbrauch im Grunde im Gewand einer Ehe stattgefunden hat.
 Ja, ist nicht schön, ist nicht schön, muss man so deutlich sagen.
 Auch manche Gerichte haben da vielleicht etwas unsensibel entschieden, ist ein Fall in Erinnerung,
 der besonders irgendwie in der Presse hochgekocht wurde.
 Aber ich bin mir gar nicht sicher, ob da wirklich Regelungsbedarf bestand.
 Aber wie gesagt, Heiko Maas, Heiko Maas graf durch.
 Ja, so, dann gab es noch diese missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennungen.
 Was hat es damit ausgedacht?
 Ja, das ist ein ganz interessanter Hack, ehrlich gesagt, den manche Leute sich einfallen lassen,
 wenn sie in Deutschland einen Aufenthaltstitel wollen und den normalerweise nicht bekommen.
 Jetzt inzwischen muss man sagen, kriminelle Agenturen, die mittellose Deutsche finden,
 typischerweise Arbeitslose, Obdachlose, Alkoholiker, und die dann bequatschen, dass sie einfach
 die Vaterschaft für ein Kind anerkennen sollen.
 Mit dem Kind haben sie zwar überhaupt nichts zu tun, aber wenn sie die Vaterschaft anerkennen,
 werden sie unter bestimmten Voraussetzungen eben Väter.
 Und das führt dazu, dass sowohl das Kind als auch vor allem die Mutter in Deutschland
 einen Aufenthaltstitel bekommen.
 Das heißt, es ist im Grunde so eine Art Hack, mit dem man das Aufenthaltsrecht, das Asylrecht
 umgehen kann und sich einen Aufenthaltstitel in Deutschland erschleichen kann, gegen natürlich
 Zahlungen von paar Tausend Euro.
 Und das führt dann dazu, dass diese Männer zwei Väter sind und theoretisch auch Unterhalt
 zahlen müssen, aber wenn sie ohnehin mittellos sind, dann kann ihnen das reichlich egal sein
 und für die Frau und das Kind bedeutet das, dass sie nach Deutschland kommen können.
 Was wollen die da jetzt machen?
 Das habe ich in der Presse nicht finden können, wie es konkret laufen soll.
 In jedem Fall sollen da jetzt Maßnahmen gefunden werden, dass solche missbräuchlichen Vaterschaftsanerkennungen
 nicht mehr möglich sind.
 Ich finde es einfach eine Einspruchsmöglichkeit einer Behörde geben, wenn bei Anhaltspunkten
 dafür vielleicht muss der Vater mal vorsprechen auf der Behörde, dass man sich die mal kurz
 angucken kann.
 Das ist ja wahrscheinlich auch relativ einfach.
 Also wenn es wirklich um diese offensichtlichen Fälle geht, die hier in der Presse immer
 eine Rolle spielen, dann würde ich sagen, ist das glaube ich einfach zu erkennen.
 Dann sollen Sozialbehörden Fingerabdrücke scannen dürfen, um Missbrauch zu verhindern.
 Ja, habe ich persönlich keine Bedenken.
 Also es gibt halt einfach immer wieder diese Fälle, wo Menschen mehrfach Sozialleistungen
 beantragen.
 Das ist natürlich betrug, ist alles strafbar, aber nicht immer fällt das tatsächlich auf.
 Insbesondere dann, wenn diese Menschen verschiedene Alias-Identitäten benutzen und das ist natürlich,
 kann man sich vorstellen, bei geflüchteten Menschen besonders einfach.
 Das ergibt man einfach zwei verschiedene Namen an oder im Fall von Anis Amri waren es, wie
 viele waren es?
 16 Identitäten.
 Der hatte also einen ganzen Sack voller Pässe dabei.
 Genau, ich glaube das betrifft ja nicht nur Geflüchtete, sondern bei den Geflüchteten
 ist es ja schon möglich.
 Also da gibt es ja jetzt diesen Flüchtlingsausweis und alles Mögliche.
 Also da wird ja eh schon der Fingerabdruck erhoben.
 Es geht aber hier vor allem um Geflüchtete, weil die Menschen in Deutschland ja normalerweise
 irgendwelche Pässe haben.
 Da ist es wesentlich schwieriger mit der Identitätstäuschung, weil du halt bei Deutschen
 ohne Pass nichts machst.
 Vielleicht müssen sie da eine gesetzliche Regelung nachschieben.
 Ich glaube, es geht darum.
 Genau, dass sie diesen Pass eingeführt haben, wo bei der Einreise Fingerabdruck abgenommen
 wird und eben genau um solche doppelten Beziehungen von Sozialleistungen zu verhindern und eine
 eindeutige Identifizierung zu haben.
 Aber wahrscheinlich, ich nehme mal an, dass sie jetzt dieses Gesetz nachreichen, um das
 dann eben auch auf den Behörden machen zu dürfen.
 Genau.
 Dann gibt es eine leichtere Lockerung beim Familiennachzug.
 Hast du da irgendwie was?
 Ja, da geht es darum.
 Wir haben das Thema schon mehrfach angesprochen.
 Wenn Menschen nach Deutschland kommen, ist immer so ein bisschen die Frage, in welchem
 rechtlichen Status kommen sie dann als Geflüchtete?
 Bekommen sie also den füllenden Flüchtlingsstatus nach der Flüchtlingskonvention oder bekommen
 sie einen subsidiären Schutz?
 Das ist eine etwas schlechtere rechtliche Situation, weil es insbesondere bislang dazu
 führte, dass man seine Familie nicht nachholen kann.
 Sehr häufig ist es ja so, dass aus einer Familie erst mal ein oder zwei sich nach Deutschland
 vorkämpfen und dann versucht wird, die anderen Familienmitglieder per Visum quasi ohne Rudern
 über das Mittelwerk nachzuholen.
 Bei subsidiärem Schutz konnte man das früher auch, dann hat das die Große Koalition vergangenes
 Jahr abgeschafft und das führt ja, das haben wir schon in der Lage besprochen, zu einer
 Riesenwelle von Klagen, bei allen Menschen, die in Deutschland anerkannt werden, nur mit
 subsidiärem Schutz, aber nicht als Flüchtlinge, jetzt zum Verwaltungsgericht zu rennen und
 die Rechtslage ist völlig ungeklärt.
 Also das BAMF, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, verliert in vielen Fällen,
 aber auch nicht in allen Fällen und vor ein paar Wochen erst kam eine Pressemitteilung
 zum Beispiel des Berliner Verwaltungsgerichts, wonach sich auch die einzelnen Kammern des
 Berliner VG nicht einig sind, ob der subsidiäre Schutz gewährt werden muss, zum Beispiel für
 Syrer oder ob die einen Flüchtlingsstatus bekommen.
 Also das ist eine völlig unklare Situation und wenn man ehrlich ist, hat da die Bundesregierung
 einfach nur völlig sinnfreier Weise eine Klagewelle losgetreten, indem sie diesen Familiennachzug
 bei subsidiärem Schutz verhindern wollten.
 Das hätte man sich sparen können, aber ich sehe deswegen in dieser neuen Entscheidung
 des Koalitionsausschusses ein kleines Zurückrudern, weil sie nämlich jetzt auch für die Menschen,
 die nur diesen subsidiären Schutzstatus genießen, ein bisschen Familiennachzug ermöglichen,
 was ganz genau war wiederum der Pressemitteilung nicht zu entnehmen, aber jedenfalls wird da
 etwas nachkorrigiert und damit mittelbar werden, damit vielleicht auch die Verwaltungsgerichte
 etwas entlastet.
 Gut, dann haben wir noch ein weiteres Kapitel in dem dicken Buch "Gesetze, die nix kosten
 und nix bringen", nämlich...
 Nix kosten, wäre schön wär's.
 Ist das so?
 Da können wir gleich mal diskutieren.
 Es geht um die höheren Strafen für Einbrecher.
 Da gibt es die bundesweite Aufklärungsquote, ist glaube ich bei plus minus 15 Prozent oder
 so was, in Berlin noch ein bisschen niedriger.
 Soll ich die Episode mal erzählen?
 Ist wieder eingebrochen worden?
 Nein, aber da standen ja die Bullen im Haus.
 Was?
 Na ja, also neulich...
 Die Polizei, bitte.
 Für so eine Zeit muss sein, dass ein seriöser...
 Neulich ist schon ein bisschen her, aber es war im Januar, also der Weihnachtsbaum stand
 noch, so wie weiß ich.
 Dann sind wir Donnerstagsmorgen, dann bin ich um vier aufgewacht und hörte so "Hallo, hallo,
 ist hier jemand?"
 Und ich so "Wie, was, wie, was, wie, Donnerstagsmorgen, vier, was, was, ich schlaf weiter.
 Hallo, Polizei!"
 In deiner Wohnung?
 Pass auf, dann tapps ich in Unterhose, T-Shirt aus meinem Schlafzimmer raus und dann stehen
 in, bei uns auf der Treppe, in der Wohnung drin acht Polizisten mit Taschenlammen, leuchten
 mich so an, sagen so "Wer sind Sie denn?"
 Ich so "Wer sind Sie denn?"
 So "Ja, ähm, wohnen Sie hier?"
 Ich so "Ja."
 Das ist mein Haus.
 Ich wohne hier.
 Und kam auch einer bei meinem Sohn aus dem Zimmer raus und so "Ja, ja, hier ist alles
 okay."
 Ich so "Was, was, was, was machen Sie hier?"
 Und dann meinten die "Na ja, die Tür hätte aufgestanden und es hätte sich jemand Sorgen
 gemacht."
 Wie, und als er das bei euch anruft, ruft der mal gleich die Scheibe?
 Na ja, gut, ich weiß es, ich war halt vier Uhr morgens, ich weiß nicht, wer es war, ich
 vermute, es war der Zeitungsausträger, weil so viel laufender morgens um halb vier, nicht
 bei uns rum, die sich irgendwie Sorgen machen können.
 Offensichtlich war irgendwie unsere Tür aufgegangen, das kann ich schon nachvollziehen, das haben
 wir dahinter mal gecheckt, so wenn man die nicht richtig abschließt, dann ist es nicht
 völlig auszuschließen, dass die mal aufgeht, also das ist schon plausibel.
 Ja, und dann standen die da und haben gefragt, ob sie mal gucken können und da meinten sie
 "Ja, der Tannenbaum, stand der schon immer so schräg?"
 Und ich so "Ja, stand noch nicht richtig gerade und so und so."
 Genau, der stand schon immer schräg und "Ah, die Schublade da in der Küche, war die schon
 immer offen?"
 Ich so "Ja, war schon offen."
 So, und ich glaube, die sind halt aus diesem Grund genau angerückt, weil die Aufklärungsquote
 von Einbrüchen in Berlin, ich glaube die ist noch weit unter 15 Prozent, ich glaube die
 ist bei zwei irgendwas, drei irgendwas.
 Echt, so krass ist man.
 Ja, ich glaube das ist wirklich nicht viel.
 Und da sind die dann halt gleich mit acht, neun Leuten angerückt und waren sehr misstrauisch,
 ob da Einbrecher in Unterhose und T-Shirt aus dem Schlafzimmer gewankt kommt oder sich schnell
 die Klamotten vom Leib reißt, wenn er sieht, dass die Bullen kommen.
 Ich weiß es nicht.
 Jedenfalls, das war schon eigenartig und dann sind sie abgezogen und dann war wieder gut.
 Also, um das mal für unsere Hörerinnen und Hörer einzusortieren, das ist ein klassischer
 Fall von Gefahrenabwehr.
 Das sah so aus, als wenn da gerade ein Einbruch und damit eine unmittelbare Gefahr für dein
 Eigentum vor sich geht, Philipp.
 Und jetzt kommen sie eben angerückt und versuchen diese Gefahr zu beheben.
 Also, ich meine, klar, was sollen sie machen?
 Also, ich finde, das ist eigentlich genau das Richtige.
 Und vor allem hatten sie offensichtlich auch genügend Leute dabei, um im Zweifelsfall
 auch nicht nur Fotos machen zu können, sondern auch wirklich durchgekommen zu können.
 Also, das finde ich halt auch.
 Ich denke, wenn sie schon davon ausgehen, dass das ein Einbruch sein könnte, dann macht es
 keinen Sinn, da mit dem Streifenwagen vorbei zu fahren, irgendwie mit zwei Leuten, weil
 da sind sie im Zweifel eh machtlos.
 So, sondern dann müssen sie schon mit acht, neun Leuten kommen.
 Vielleicht standen ja draußen auch noch mehr.
 Genau.
 Das klingt doch erstmal nach einer Grundnachkunft.
 Ich finde das ja auch okay.
 Also, man würde sich dann halt wünschen, dass sie dann nicht nur in so Mittelschicht-Vierteln
 schnell auf Zack sind, sondern auch bei anderen Leuten, wenn sie Probleme haben.
 Da bin ich mir nicht so sicher, ob das immer wieder passiert.
 Aber ja, das war jedenfalls Einbruch.
 Und jetzt sollen also höhere Strafen dafür sorgen, dass weniger eingebrochen wird.
 Genau.
 Das ist der Plan der Großen Koalition.
 Und das Interessante ist ja immer bei Erhöhungen von Strafen, klingt erstmal nach einer total
 guten Idee.
 Wenn man so denkt, denn wenn bisher offensichtlich die Abschreckungswirkung nicht reicht, dann
 könnte es ja sein, dass eine härtere Abschreckung, höhere Strafen zu einer besseren Abschreckung
 führen.
 Das einzige Problem ist, was man so allein psychologisch annimmt, funktioniert halt in
 der Praxis nicht.
 Also, da gibt es inzwischen hunderte von Studien, die genau das zeigen.
 Also, die Höhe der Strafandrohung hat nur einen minimalen, wenn überhaupt messbaren
 Effekt auf die Abschreckungswirkung.
 Das einzige, was wirklich was bringt, kriminologisch betrachtet, ist eine hohe Aufklärungsquote.
 Also, wenn ich damit rechnen muss, dass ich wirklich geschnappt werde, dann überlege
 ich zweimal.
 Aber ob es nun eine Strafe von einem halben Jahr oder von einem Jahr Mindeststrafe ist,
 ist psychologisch offensichtlich egal.
 Übrigens eine interessante Erkenntnis gerade eben auch für die Strafjustiz, weil natürlich
 auch, wie soll ich sagen, intuitiv selbst viele Richterinnen und Richter sich das glaube
 ich nicht klar machen.
 Aber gut, das Plan der Große Koalition.
 Die Frage ist, bringt das irgendwas?
 Also, wie gesagt, messbar ist es nicht, aber es könnte ja sein, dass es als Symbolpolitik
 immerhin noch irgendwie wirkt, um so ein bisschen, keine Ahnung, das Rechtsempfinden der Allgemeinheit
 zu stärken.
 Der Roden Steinckel, Innenpolitikredakteur in der Süddeutschen Zeitung, hat darauf hingewiesen,
 in seinem Kommentar gestern, dass alles strafrechtiger Symbolpolitik sei.
 Insofern sei das keine legitime Kritik.
 Ich bin dann nur so halb davon überzeugt, weil ja eben gerade sowas wie Spezialprävention,
 also den konkreten Täter abzuschrecken, eben schon auch ein Sinn von Strafzumessung sein
 soll.
 Aber gut, aber er sagt dann, aus seiner Sicht ist eine solche Strafe von mindestens einem
 Jahr für jeden beliebigen Einbruchsdiebstahl, egal was weggekommen ist, egal unter welchen
 Umständen sonst noch, nicht angemessen, denn er weist zu Recht darauf hin, wie ich finde,
 dass das damals ja eben zu einem Verbrechen wird.
 Was vorher?
 Vorher war es eine Mindeststrafe von sechs Monaten und es gab aber auch einen minderschweren
 Fall.
 Ich habe keine Ahnung, irgendwie der Drogi, der unter Suchtdruck eine Wohnung knackt,
 der es dann auch oft mal und dabei wenig kaputt macht und noch weniger mitnimmt, der ist oftmals
 auch mit einem minderschweren Fall davongekommen und da war die Strafdrohung, die Freiheitsstrafe
 von drei Monaten bis zu fünf Jahren, wie gesagt, für dieser minderschwere Fall, so komplett
 entfallen.
 Das heißt also entweder früher oder heute noch mindestens drei oder mindestens sechs,
 je nachdem, und in Zukunft mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe wird zum Verbrechen.
 Das ist schon eine erhebliche Änderung dafür, dass alle wissen, dass es nichts bringen wird.
 Das heißt also, das was man eigentlich tun müsste, Stichwort Aufklärungsquoten steigern,
 mehr Polizei auf die Straße oder zum Beispiel könnte man ja auch überlegen, ob man zum
 Beispiel den passiven Einbruchsschutz stärkt.
 Man könnte ja auch subventionieren, dass die Leute sich bessere Türen und bessere Schlöße
 einbauen.
 Es gibt ja tausend Möglichkeiten, wie man tatsächlich wirksam gegen Einbrüche vorgehen
 kann.
 Aber ich denke, was anerkanntermaßen nichts bringt, außer vielleicht irgendwie symbolische
 Wirkung zu entfalten, das macht jetzt die große Koalition.
 Und ich finde, das ist interessant, weil es nach meiner Wahrnehmung so die Rechtssetzung
 in der Spätphase dieser großen Koalition prägt.
 Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz, kommen wir gleich noch dazu, dieses Anti-Hate-Speech-Gesetz
 ist ein weiteres Beispiel dafür, dass Gesetz G für härtere Strafen bei Angriffen auf
 Polizeibeamte ist ein weiteres Beispiel.
 Auch alle wissen, braucht kein Mensch, weil die Quote eben gerade nicht steigt, sondern
 die Quote steigt bei Körperverletzungen.
 Da gibt es aber bislang schon höhere Strafen und so weiter und so weiter.
 Also das prägt so ein bisschen die Rechtssetzung in der Spätphase dieser Koalition.
 Man wird den Eindruck nicht los, dass hier im wesentlichen Wahlkampfgetöse stattfindet.
 Genau, da sind wir auch schon gleich beim nächsten Thema, nämlich der Maut.
 Wir haben letztens schon darüber gesprochen, dass der Bundestag die beschlossen hat.
 Jetzt hatten damals angekündigt, dass der Bundesrat sich damit beschäftigen wird.
 Er muss aber, wird und dass er darüber nicht abstimmen muss und dass die, sagen wir mal,
 ein mögliches Szenario war, dass der Bundesrat eben den Vermittlungsausschuss anruft zwischen
 Bundesrat und Bundestag und dass das dann eben alles noch länger dauert und nicht mehr in
 dieser Legislaturperiode bis zum Herbst verabschiedet werden darf.
 Und Philipp?
 Es ist anders gekommen.
 Der Bundesrat hat heute diesem Gesetzesänderung zugestimmt.
 Also muss ich sagen, das gibt es ja schon, dieses Mautgesetz.
 Es wird halt noch nicht angewendet, weil halt die EU Bedenken hatte, dass EU-Ausländer
 benachteiligt werden.
 Jetzt wird dieses Gesetz geändert.
 Das ist so ein bisschen gegen alle Fachleute, also sämtliche Ausschüsse im Bundestag,
 die sich damit befasst hatten.
 Ich glaube Verkehr, was war es noch?
 Wirtschaft, also jedenfalls drei Ausschüsse.
 Die hatten alle gesagt, dass sich der Vermittlungsausschuss mindestens damit befassen soll, Umweltausschuss
 auch.
 So und jetzt ist es beschlossen.
 Jetzt kommt es.
 Wahrscheinlich kann dann so im Herbst 2019 das erste Mal Maut kassiert werden für Pkw.
 Und ja, die Regelung hatten wir letztes Mal schon gesagt.
 Also Fahrzeuge mit Euro 6 bekommen jetzt also noch stärkere Vergünstigungen bei der Kfz-Steuer.
 Es gibt halt für die in diesem Grenzverkehr, für diese Kurzzeit-Vignetten beim Grenzübertritt
 so ein paar abgestaffelte Vignetten für weniger Euros, die man da kaufen kann, damit halt die
 Ausländer oder die EU-Ausländer nicht so benachteiligt werden.
 Der Kern bleibt, es ist ein riesiger Aufwand und es ist extrem umstritten, ob diese 500
 Millionen Euro reingewinnen pro Jahr, die das Verkehrsministerium anpeilt oder die Bundesregierung
 da wirklich reinkommen.
 Es gibt viele valide Stimmen, die sagen, also wenn es gut läuft, wird es überhaupt ein
 Plus sein.
 Es gibt ein paar, die sagen, das wird auch immer mehr Geld kosten, als es einbringt.
 Und das wäre natürlich die Vollkatastrophe.
 Ja, es kam auch in den Kommentaren, ja, jetzt kann ich jetzt nicht mehr sagen, das ist ein
 CSU-Gesetz, weil haben ja alle zugestimmt, Kabinett hat zugestimmt, Bundesrat hat zugestimmt,
 Bundestag hat zugestimmt.
 Das stimmt, aber trotzdem war es doch eine Idee der CSU und ich glaube, wenn die nicht
 gewesen wären, dann hätten wir uns damit nicht rumschlagen müssen.
 Ja, und man muss natürlich einfach sehen, die Grundidee ist mal wieder gar nicht so
 verkehrt, dass man halt sagt, also es soll irgendwie fairer ausgeglichen werden.
 Die Menschen, die nur durch Deutschland durchfahren, sollen eben auch beteiligt werden an den Kosten.
 Aber du hast halt die großen europarechtlichen Probleme und du hast natürlich auch Datenschutz
 rechtliche Probleme und so.
 Also das ist es ist es ist kein Spaß, muss man ganz ehrlich sagen.
 Das hätte man alles deutlich professioneller machen können.
 Genau, hier mal noch jemand im Kommentar abschaffen.
 Der Kfz-Steuer wäre sozusagen der Weg einführen, eine Maut für alle Straßen.
 Na also, dass du wirklich keine Kfz-Steuer hast, sondern wirklich zahlst, wenn du die
 Straße benutzt.
 So klingt erst mal.
 Ja, also das wäre natürlich ein Weg, dass man natürlich will, dass diejenigen, die Autos
 fahren, auch für die Straßen aufkommen oder stärker zumindest daran beteiligt sind und
 das nicht nur über Steuern läuft, die alle bezahlen müssen.
 Aber ja, dazu wird es jetzt nicht kommen, sondern es ist jetzt wie es ist und bin mal
 gespannt, ob das dann 2019 wirklich so kommt, wie jetzt geplant.
 Dazu noch einen kleinen Nachtrag, der so ein bisschen dazu passt.
 War diese Woche auf einer kleinen Konferenz vom Umweltbundesamt.
 Geht es um die Stadt der Zukunft?
 Das fand ich irgendwie ganz interessant.
 Wie stellen sich das so vor?
 Natürlich ging es auch da um die Frage, welche Rolle spielen eigentlich Autos in Städten?
 Also die Stadt der Zukunft, das stellen sich die Leute halt so vor, dass du, dass das alles
 verdichtet wird, dass Wohnen, Arbeiten, Hobby, alles enger auf einem Platz ist, dass man
 sich weniger bewegen muss, dass man weniger Autos braucht.
 Gleichzeitig soll es aber mehr Grün sein.
 Also wie soll das sozusagen gehen?
 Alle wohnen enger zusammen, arbeiten, alles in der Innenstadt.
 Gleichzeitig soll es aber mehr Grün sein.
 Wie soll das funktionieren?
 Und der Schlüssel, das sagen die halt, weniger Autos.
 Also OECD hat irgendwie für Lissabon wohl durchgerechnet, dass zehn Autos auf 1000 Einwohner
 okay sind, das Mobilitätserlebnis genau so bleiben kann, wenn denn der öffentliche
 Nahverkehr entsprechend ausgebaut ist.
 Also zehn Autos pro 1000, das ist schon extrem radikal.
 Also in Berlin haben wir jetzt 330 pro 1000, Bundesdurchschnitt 330 pro 1000.
 Bundesdurchschnitt ist 450 in großen deutschen Städten.
 Also zehn ist schon radikal, sagte mir Martin Schmied, Leiter der Abteilung Verkehr im Uber
 und er schlägt vor.
 Aber ein guter Zielwert für Städte wären 150 PKWs pro 1000 Einwohner.
 Und zwar einfach aus dem Grund, weil genau bei diesem Schwellenwert die Städte eigentlich
 de facto keinen öffentlichen Stellplätze mehr brauchen, keine öffentlichen Parkplätze
 mehr.
 Und damit würden wir die Flächen gewinnen, um eben auch tatsächlich Grün in die Städte
 zu bekommen, trotz kompakten Bauen.
 Und damit hätten wir natürlich eine deutlich höhere Lebensqualität.
 Also 150 Autos pro 1000 Einwohner, du musst dir vorstellen, dann wären die ganzen öffentlichen
 Parkplätze weg, du hast den Platz, gewinnst den für Grün.
 Dazu ist aber natürlich öffentlicher Nahverkehr, Straßenbahn, U-Bahn, Fahrradwege musst du extrem
 ausbauen, hoher Trag, gute Qualität, vor allen Dingen auch Bahnhöfe mal, weißt du, das ist
 ja auch so ein Ding.
 S-Bahnhöfe, die sind ja häufig total verrottet und windig und magst du nicht dich aufhalten
 und das war mit Bahnhöfen der Bahn in den 70er, 80er Jahren ja auch so, bis die dann
 irgendwann mal angefangen haben, diese Bahnhöfe, viele, schön zu machen und auf einmal war
 Bahnfahren nett und die Züge waren nicht mehr so rumpelig.
 Und das muss man mit dem öffentlichen Nahverkehr auch machen.
 Frage ist, wie finanzieren und dazu Experte Schmied?
 Wir haben in Deutschland umweltschädliche Subventionen im Verkehr, die den Betrag von
 28 Milliarden Euro pro Jahr übersteigen.
 28 Milliarden Euro.
 Wir haben gleichzeitig eben auch dagegen Zahlen, was ein hochqualitativer ÖPNV kosten würde,
 das sind 11 Milliarden.
 Daran sieht man, würden wir die umweltschädlichen Subventionen wie Dieselsteuerprivileg oder
 auch Dienstwagenprivileg abschaffen.
 Dann hätten wir eben auch das Geld tatsächlich den ÖPNV auszubauen.
 Und ich habe natürlich noch gefragt zum Carsharing, weil ich das wahnsinnig viel nutze und ich
 glaube viele von euch zuhören auch, wie es denn damit jetzt so aussieht in so einer Stadt
 der Zukunft und dazu hat das UBA, das Umweltbundesamt gerade eine Studie veröffentlicht.
 Das finde ich spannend, ich benutze nämlich auch viel.
 Sein Fazit ist folgendes.
 Das sieht man, dass Carsharing bis zu 15 Prozent der Fahrleistungen in den Städten reduzieren
 kann und auch 5 Prozent der CO2-Emissionen sind immerhin dreieinhalbtausend Tonnen pro Tag.
 Aber das funktioniert nur in Kombination mit dem ÖPNV.
 Also Carsharing ist immer eine Ergänzung zum ÖPNV, darf ihn aber nicht ersetzen.
 Also Fazit ist, öffentlichen Nahverkehr muss man ausbauen.
 Das ist sozusagen das A und O in den Städten.
 Viele Städte wollen das ja auch.
 Den fehlt halt das Geld und da wäre es halt gut, wenn man da Subventionen, haben wir auch
 schon darüber gesprochen, um diese billiger zu machen, einfach abschafft und in den öffentlichen
 Personen Nahverkehr steckt.
 Ja und auch generell muss man ja sagen, sieht der Bundeshaushalt ja vergleichsweise erfreulich
 aus.
 Das ist ja das Schöne.
 Wir haben zwar nach wie vor große wirtschaftliche Probleme bei den Kommunen und den Ländern,
 aber im Bund ja eigentlich nicht, sodass ja zum Beispiel auch schon über zusätzliche
 Milliardenzuweisungen für Rüstungsinvestitionen nachgedacht wird.
 Stichwort die Trump-Forderungen und die entsprechenden Prozente am Bruttosozialprodukt.
 Und da kann man ja vielleicht mal darüber nachdenken, ob nicht wenigstens auch die eine
 oder andere Milliarde auch für Bundessubventionen, für Investitionen in den öffentlichen Nahverkehr
 da ist.
 Das wäre jedenfalls aus meiner persönlichen Sicht deutlich sinnvoller als Rüstungsausgaben,
 zumal ja auch solche Investitionen in den öffentlichen Personen Nahverkehr wiederum auch die Wirtschaft
 subventionieren, also die Wirtschaft ankurbeln.
 Denn irgendwer muss ja die Gleise legen für neue Straßenbahnen.
 Irgendwer muss die Busse bauen und irgendwann muss die Bushäuschen aufstellen.
 Und sein Argument jetzt von dem Schmied war eben genau ein solches, dass wenn, das ist
 so ein bisschen dieses erneuerbare Energienargument, wenn wir das in Deutschland hinkriegen, unsere
 Städte so umzugestalten und solche Verkehrskonzepte zu entwickeln, dann wird das ein Exportschlager.
 Weil natürlich, gerade Städte in China mit heute 280 Autos pro 1000 Einwohner jetzt schon
 vorm Infarkt stehen und die sich natürlich alle fragen, wie machen wir das denn in Zukunft?
 Und das wäre so sein Argument eben auch ein großes Potential für die Wirtschaft, wenn
 man da Konzepte entwickeln würde.
 Wir haben nach dem Anschlag auf dem Waldschalpplatz ja viel gesprochen über Anis Amri und das,
 ja, muss man sagen, schon Versagen der deutschen Behörden.
 Jetzt hat die Bundesregierung einen Bericht vorgelegt, wie das aus ihrer Sicht gelaufen
 ist, eine Chronologie und nochmal in Recherche betrieben.
 Ulf, was ist dabei rausgekommen?
 Ja, das ist ganz interessant.
 Also die Quintessenz unserer wirklich umfangreichen Aufarbeitung des Breitscheidplatzanschlags
 war ja, dass es zahllose Möglichkeit gegeben hätte, Anis Amri besser im Griff zu behalten.
 Ich will jetzt gar nicht alle wieder aufzählen, aber sie wurden interessanterweise nicht genutzt
 und wir hatten als einen Grund dafür schon das Kompetenz "Wer war" herausgearbeitet.
 40 Behörden.
 40 Behörden sind bundesweit überhaupt zuständig für Terrorbekämpfung.
 Dabei haben wir noch nicht mal eingerechnet die Ausländerbehörden, die im Fall Anis
 Amri ja auch eine relativ traurige Rolle spielen.
 Konkret geht es jedenfalls um Kompetenz "Wer war" zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen,
 wo er offiziell in allen möglichen Verfahren war, insbesondere ausländerrechtlich, dann
 dem Land Berlin, wo gegen ihn verschiedene strafrechtliche Ermittlungsverfahren liefen
 und dann eben der Bundesebene, also Stichwort Bundeskriminalamt insbesondere und Generalbundesanwalt,
 die immer wieder mit dem Fall zu tun hatten, aber letztlich dann doch nicht die Ermittlung
 übernommen und die ganzen verschiedenen Verfahren nicht koordiniert haben.
 Also ganz grob, das Kompetenz "Wer war", das im Fall Amri spielte, das so wird ja versucht
 schon, das über das sogenannte gemeinsame Terrorabwehrzentrum so ein bisschen besser
 zu koordinieren.
 Das ist ja gerade die Idee, dass da quasi Experten aus Bund und Ländern zusammenkommen
 sollen und Informationen austauschen.
 Es hat ja auch insgesamt elf Sitzungen gegeben zum Thema Anis Amri, aber irgendwie ist da
 doch keine vernünftige Einschätzung beizustanden gekommen.
 Das klingt erst mal nach einem wirklich krassen Behördenversagen.
 Wenn die es einfach nicht auf die Reihe gekriegt hätten, wäre ja schon schlimm genug.
 Aber nun gibt es immer sich verdichtendere Hinweise, so muss man vorsichtig sagen, darauf,
 dass es nicht einfach nur eine Panne war, sondern dass eine fatale Fehleinschätzung,
 eine fatale Fehlkalkulation eine Rolle gespielt haben könnte.
 Gibt es das Hinweise oder sind es Indizien?
 Sagen wir mal so.
 Es gibt erst mal eine neunzehnseitige Chronologie des Bundesjustizministeriums, die die verschiedenen
 Vorgänge um Anis Amri zusammenfasst.
 Die werden wir mal verlinken in Show Notes.
 Dann gibt es die klare Aussage des Bundesinnenministers Anis Amri, dass Anis Amri hätte verhaftet
 werden können.
 Und es tauchen immer weitere Details auf, die darauf hinweisen, dass die Behörden ganz
 bewusst nicht alle Maßnahmen tatsächlich genutzt haben, alle Maßnahmen eingeleitet
 haben, die sie hätten einleiten können.
 Zum Beispiel gibt es einen Bericht der Welt, wonach das LKA durchaus bei Anis Amris Terrorchats
 mitlas, also ganz genau wusste, dass der gute Mann sich mit IS-Vertretern austauscht.
 Und da hätte man so jedenfalls die Wertung der Welt, die finde ich persönlich aber plausibel,
 einen Ermittlungsverfahren nach den Terrorismusparagrafen einleiten können, Paragrafen 129a, 129b des
 Strafgesetzbuches.
 Dann wäre das ein Fall für den Generalbundesanwalt gewesen und da muss man sagen, da laufen die
 Dinge einfach schon eine ganze Ecke professioneller als auf Landesebene.
 Das ist aber nicht passiert.
 Und dann gab es, es hat der RBB, der Berlin-Brandenburger Lokalsender in letzter Zeit oder Regionalsender
 aufgedeckt, einen Beschluss eines Berliner Gerichts, wonach Anis Amri beschattet werden
 sollte, also einen Beschluss für eine sogenannte längerfristige Observation, das ist, der es
 ergangen auf Anregung des Landeskriminalamts Berlin, wurde dann aber nicht umgesetzt.
 Das heißt, das Gericht hat den Beamten erlaubt, sich da quasi an die Fersen zu hängen, observiert
 den Mann und das ist dann aus irgendwelchen Gründen einfach nicht passiert.
 Wir haben natürlich jetzt noch keine ganz konkreten Fakten, warum das alles nicht passiert ist.
 Genau, das ist das Motiv.
 Das kann ja alles Mögliche sein, das kann Schlamperei sein, das kann irgendwelche anderen
 strategischen Abwägungen gewesen sein, das kann eine Fehleinschätzung gewesen sein.
 Tausend Gründe, warum das nicht gemacht wurde.
 Aber was auf dem Tisch liegt, ist, es gab für die ermittelnden Behörden massive Anhaltspunkte,
 dass der Mann jetzt nicht nur irgendein so ein radikaler Islamist ist, sondern dass
 der ganz konkret sich mit IS-Leuten austauscht.
 Also einer der absoluten Top-Gefährder ist, denn man weiß, Chats mit IS-Angehörigen sind
 ganz häufig konkrete Anweisungen da und da zuschlagen.
 Das war so bei diesem Würzburger Axtattentäter und das war auch in ganz vielen anderen Fällen
 schon so, dass es diese Chats gab und kurz danach wurde zugeschlagen.
 Anbahnung, Vertrauensverhältnis und so ferngesteuert.
 Oder eben auch konkrete Anweisungen.
 Da wurden dann konkrete Anweisungen.
 Genau, und das ist einfach das Ding, diese Chats mit IS-Leuten sind einfach extrem gefährlich.
 Und dann gibt es diesen Beschluss, die hätten sich an die Fersen hängen können, ist alles
 nicht passiert.
 Ich weiß nicht ganz genau, warum, du hast es zu Recht gesagt, Philipp, aber es entsteht
 ein fataler Eindruck.
 Konstantin von Notz, Innenpolitiker der Grünen und auch Rechtspolitiker, Netzpolitiker, lässt
 sich heute Morgen, nee, gestern Morgen zitieren, Freitagmorgen im Morgenmagazin mit dem Satz,
 es entsteht der Eindruck, dass Anis Amri bewusst nicht festgenommen wurde, einfach weil
 man ihn weiter im Auge behalten wollte, aber ohne dass er es merkt.
 Denn interessanterweise wurde er eben nicht observiert, was ja, wenn man es schlecht macht,
 auch auffällig sein kann.
 Die Telefonüberwachung lief aber weiter, das heißt, man hat eben gerade nicht zugegriffen,
 man hat ihn nicht offen observiert, sondern man hat versucht, ihn so zu überwachen, dass
 er es nicht mitkriegt.
 Und da entsteht eben für von Notz der Eindruck, dass er bewusst nicht festgenommen wurde, sondern
 dass man ihn quasi hat laufen lassen in der Hoffnung, dass er die Ermittler noch an weitere
 Islamisten heranführt.
 Und da muss man einfach sagen, das wäre natürlich eine ganz fatale Fehleinschätzung, jedenfalls
 im Rückblick, denn diese Großzügigkeit hat letzten Endes ihm ja dann erlaubt, auf dem
 Breitscheidplatz zuzuschlagen.
 Hätte er im Gefängnis gesessen wegen Terrorverdachts, dann hätte er ganz offenkundig nicht zuschlagen
 können.
 Also da ist die Aufklärung auf keinen Fall abgeschlossen.
 Auf gar keinen Fall.
 Das Parlamentarische Kongrollgremium hat sich jetzt mit diesem Fall auch nochmal befasst,
 die haben auch, ich weiß nicht, ob sie einen extra Bericht verfasst haben oder jedenfalls
 haben sie einen Bericht auch vorliegen, der nicht öffentlich ist bisher und die haben sich
 gestern, glaube ich, auch nochmal damit befasst.
 Ich weiß jetzt noch nicht, was dabei rausgekommen ist, aber da sind noch sehr viele Fragen offen
 und es ist alles andere als geklärt, wie es dazu kommen konnte und wer da wieviel Verantwortung
 hat.
 Und übrigens, das Konzentriert von uns haben wir gerade zitiert, aber ähnlich sieht das
 wohl Wolfgang Kubicki, also Rechtspolitiker von der FDP aus Schleswig-Holstein, sieht
 eine ganze Reihe von Indizien dafür, dass er bewusst nicht festgenommen wurde, obwohl
 es möglich gewesen wäre.
 Ich meine, diese Aussage kann man ja fast nicht mehr widerlegen.
 Also, ich meine, er wurde nicht festgenommen und es sieht nicht so aus, als hätten alle
 versucht ihn festzunehmen und das sei aufgrund höherer Gewalt nicht passiert, sondern es
 gab die Möglichkeiten und irgendjemand hat entschieden, es nicht zu tun.
 Das ist Tatsache, das ist bewusst nicht geschehen.
 Die Frage ist, ist es bewusst nicht geschehen, weil man sich mehr Erkenntnis darauf hat,
 weil man so eine Art, wie so ein Satelliten, so ein V-Mann, das wäre ja ein bewusstes
 Ding, aber so einen Informanten oder so eine, wie sagt man, so ein Lockvogel sich daran
 ziehen wollte.
 Ihn hatte man ja am Wickel und möglicherweise sollte er so eine Art Türöffner sein, sollte
 irgendwie Kontakte natürlich unbewusst vermitteln zu anderen Islamisten, aber dann müsste man
 sagen, hat man sich quasi verzockt, das wäre dann ja die traurige Erkenntnis daraus.
 Ich meine, wie soll es sonst zu erklären sein?
 Also Schlamperie, du sagst, es ist natürlich immer möglich, dass es Schlamperie war, aber
 wenn man sich diese Vielfalt von Indizien dafür anguckt, dass eben ganz bewusst nicht
 alles gemacht wurde, was möglich war, es geht ja nicht nur um festzunehmen, auch die
 Observation wurde ja nicht gemacht.
 Also gut, das kann wiederum, wenn man das isoliert betrachtet, den Grund gehabt haben, dass das
 LKA Berlin einfach nicht genügend Leute hatte.
 Also der Faktor ist ja circa 1 zu 16, sagen wir immer Polizeiexperten, wenn man sie mal
 so fragt.
 Aber 16 Leute, um einen zu observieren.
 Genau, weil die Leute ja nicht vier und so nicht Stunden schichten arbeiten, sondern acht
 Stunden schichten und du brauchst normalerweise eben mehrere Leute, um an jemanden wirklich
 dran zu bleiben.
 Du kannst ja nicht immer dasselbe Auto verwenden, das ist auch auffällig und so.
 Also ohne jetzt zu viel über Polizeitaktik zu reden, kann man schon sagen, ist das extrem
 personalaufwendig und deswegen isoliert betrachtet könnte man auch sagen, ja vielleicht ist
 der Observationsbeschluss einfach nicht umgesetzt worden, weil man die Leute dazu nicht hatte.
 Aber dann muss man sich wieder überlegen, hallo, Terrorverdacht.
 Also ich meine, man beschattet in Berlin auch ganz andere Leute, irgendwie Drogenhändler
 und so, das ist alles alles Kriminalität, aber mal ganz ehrlich, es gibt doch kein Thema,
 das so heiß ist wie islamistischer Terror.
 Kann man sich kaum vorstellen, dass da irgendjemand in der Polizei allen Ernstes sagt, dafür
 haben wir jetzt keine Leute.
 Das kann ich mir nicht vorstellen.
 Das wäre Wahnsinn.
 Also wie gesagt, es ist immer so diese Grenze zwischen Verwirrungstheorie und so zu "ist
 wirklich passiert, ist immer schwimmt".
 Und fließend und grau, aber ich finde schon auch, dass diese Frage auf jeden Fall geklärt
 werden muss.
 Das ist auf jeden Fall eine Frage, die im Raum steht.
 Warum haben sich so viele Leute dagegen entschieden, etwas zu tun, überwachen, verhaften, whatever,
 bei einem Fall, wo es nicht um Gemüseklau geht, sondern um Terrorismus bei jemandem,
 der am Ende tatsächlich zwölf Leute umgebracht hat.
 Also da ist noch viel offen und dieser Bericht, diese Chronologie hat da nur teilweise geholfen.
 Ulf, die EU feiert 60-jähriges Geburtstag letzten Samstag.
 Ja, aber nur noch 27 von 28 Leuten sind am Tisch.
 Theresa May sitzt unterdessen in London am Katzentisch, knabbert Fisch'n'Chips und
 schreibt dabei ein Briefchen.
 Sechs Seiten.
 Und es ist kein Liebesbrief.
 Kein Liebesbrief.
 Theresa May macht Schluss.
 Macht Schluss, hat Schluss gemacht.
 Ich kann nicht mehr, ich will nicht mehr, du bist doof.
 Du bist doof.
 Ja, nach 44 Jahren hat das Königreich die Trennung eingereicht von der EU.
 Hat Artikel 50 gepullt.
 Des EU-Vertrags.
 Des EU-Vertrags und nun gibt es kein Zurück mehr.
 Also ich glaube, jetzt sind wir alle, ja, jetzt, also wir haben es 1000 Mal erklärt,
 jetzt gibt es halt zwei Jahre eigentlich Verhandlungen und wie das denn ablaufen soll
 und wer da wie wo was und wie trennen wir uns denn jetzt und welche Rechte hat wer und
 jetzt soll Großbritannien 60 Milliarden Euro zahlen für an die EU, weil Pensionen und Schulden
 und Pipapo, also der Verhandlung, die sind im vollen Gang.
 Wenn die am Ende zu einem Vertrag kommen, dann müssen halt alle Mitgliedsstaaten dem
 Vertrag einstimmig zustimmen.
 Und Deogremien, das ist ein so genannter gemischter Vertrag.
 So, wenn das nicht passiert oder wenn sie sich nicht einigen und keinen Vertrag haben,
 dann ist es Hard Exit und Großbritannien ist raus und irgendein Drittstaat wie, weiß ich
 nicht, Bali.
 Und das ist letztlich das Szenario, ne?
 Harder Brexit bedeutet, wenn es keine Einigung gibt über den weiteren Rechtsstatus, die weiteren
 rechtlichen Beziehungen zwischen dem UK und dem Rest Europas, dann, das sagte Philipp
 gerade, dann fällt im Grunde das UK zurück auf den Status von Botswana.
 Botswana oder Mali.
 Und ich frage mich ehrlich gesagt, ob es jetzt wirklich so viele, ob das so wirklich Verhandlungen
 sein werden, die da stattfinden.
 Ich sage mal ganz ehrlich, die EU hat ein enormes Interesse daran, das Ding so schmerzhaft und
 blutig zu gestalten, wie es irgendwie geht.
 Damit nicht irgendwelche Bulgaren oder Ungarn oder Polen darauf kommen, doch mal auch so
 ein Brexit zu starten.
 Weil, ach, hat sich dann ja unter Umständen für die Briten offenbar doch gelohnt.
 So, plus, dass die Briten enormes Interesse daran haben, irgendwas rauszuhandeln.
 Während, wenn die Briten am Ende kalt rausgehen, ohne irgendeinen Vertrag, glaube ich, ist
 das für die Briten viel, viel schmerzhafter als für die EU.
 Also das kann man sich an den Außenhandelszahlen angucken, dass also die anderen EU-Staaten
 für Großbritannien einfach von enormer Bedeutung sind.
 Natürlich spielt auch der Handel mit den Vereinigten Staaten eine große Rolle, aber ich würde
 die Einschätzung jedenfalls im Großen und Ganzen teilen.
 Man kann das bei verschiedenen Sektoren der Industrie oder der Wirtschaft generell noch
 so ein bisschen differenziert sehen.
 Aber im Großen und Ganzen ist es so, wie du sagst, Philipp, Großbritannien hat viel mehr
 zu verlieren.
 Das muss man doch nicht sagen, aber das Einzige, was sie wirklich gewinnen, ist die Souveränität
 über ihre Außengrenzen.
 Wenn es einen harten Brexit gibt, weil natürlich dann keine Freizügigkeit mehr gilt, dann können
 die Briten völlig frei entscheiden, ob sie möglicherweise auch ein Visum einführen wollen
 für EU-Bürger und so.
 Also das wäre sicherlich für das UK deutlich schlimmer als für den Rest Europas und es
 ist auch so, wie du sagst, dass natürlich Europa ein Rieseninteresse daran hat, dass
 die Briten mit dem Brexit so hart wie möglich vor die Wand fahren.
 Das darf sich nicht lohnen, es muss schlimm ausgehen und wenn sich die Horrormeldungen
 aus dem UK infolge des Brexit häufen, dann ist das aus Sicht Brüssels so hart, das klingt
 im Grunde ein gutes Ergebnis.
 Dann würde, denke ich, innerhalb der EU der Druck deutlich steigern, die EU zum Erfolg
 zu führen und dann würden die Diskussionen, ob man nicht möglicherweise mit weniger EU
 besser bedient ist, hoffentlich zum Erliegen kommen.
 Aber ich würde gerne noch so ein ganz kleines bisschen doch in die Details reinschauen,
 was so quasi die zentralen Streitpunkte sind.
 Das ist nämlich die Frage, wie hältst du es mit der Personenfreizügigkeit und wie hältst
 du es mit der wahren Freizügigkeit oder mit dem Freihandel in Europa?
 Genau, dazu vielleicht ein kleiner O-Ton.
 Und zwar habe ich diese Woche Celia Wayne Wilson getroffen, die ist 28, so ein kleines
 Personality-Ding.
 Die ist 28, lebt seit fünf Jahren hier, ist Britin, ist in Großbritannien geboren und
 die hat, also man weiß das immer, was das bedeutet, Freizügigkeit, aber die hat es
 nochmal vor Augen geführt.
 Weißt du, die ist 28, ist vor fünf Jahren hierher gekommen, hat Deutsch studiert, war
 irgendwie Erasmus-Studentin und arbeitet jetzt in so einer Künstleragentur.
 Und die hat einfach nochmal gesagt, wie sie diese Freizügigkeit der Personen empfunden
 hat.
 Ganz einfach Wohnung finden, Krankenversicherung, wenn man EU-Staatsbürger ist, ist alles einfach.
 Das muss ich dir vorstellen, du kommst einfach her, meldest dich an und arbeitest.
 Kanadische Freunde von ihr, Visum, ja, alle irgendwie muss verlängert werden, wird nicht
 verlängert, du brauchst, das ist ein Riesenhessel, du kommst als EU-Burger her, darfst hier arbeiten,
 du bist Krankenversicher.
 Und los geht's.
 Oder mal ganz ehrlich, man hat sich da auch schon fast dran gewöhnt.
 Also ich hab ja schon verschieden in Frankreich gelebt zum Beispiel und da hat man da gar
 nicht mehr groß drüber nachgedacht.
 Also ich weiß noch, beim allerersten Frankreich Aufenthalt, da musste man noch so eine sogenannte
 carte de séjour beantragen, das war so eine Art Aufenthaltserlaubnis, aber das war dann,
 das war 2000 glaube ich und später dann schon nicht mehr.
 Da wollte ich dann noch eine beantragen, weil es immer einfacher ist in Frankreich mit
 französischen Dokumenten sich auszuweisen als mit dem deutschen und da habe ich die dann
 nicht mehr bekommen auf der Ausländerbehörde, wenn man mir gesagt hat, mein deutscher Personalausweis
 sei genauso gut und da gibt es keine carte de séjour mehr.
 Und ja, man hat sich schon völlig daran gewöhnt, dass man einfach durch Europa reisen kann.
 Man ist schon irritiert, wenn jetzt aus Terrorgründen oder so mal wieder Grenzkontrollen stattfinden
 und wenn ich mir jetzt vorstellen müsste, ich müsste für einen Aufenthalt im UK eine
 Aufenthaltserlaubnis beantragen, das würde mir echt sehr merkwürdig kommen.
 Genau und dann vielleicht noch mit dem Ton von Ihrem Mitbewohner Alistair, 26, ist Übersetzer,
 lebt auch seit drei Jahren hier in London, in Berlin.
 Kommt über das London.
 Und aus London nicht, das hat er mir nicht gesagt, aus England auf jeden Fall.
 Ich weiß nicht genau, wo er aufgewachsen ist und der hat gesagt, ich bin traurig, dass
 es jetzt wirklich passieren wird.
 Also jetzt wird es losgehen.
 Im Juni letztes Jahr habe ich mich gefühlt, als ob ein guter Freund gestorben ist und dann
 hat es ein bisschen gedauert bis wir so weit sind und jetzt ist es echt, also das passiert
 und das kann man nicht so einfach stoppen.
 Ja, also ich bin traurig meistens und auch ein bisschen wütend.
 Und die wollte sogar, die Silja wollte sogar deutsche Staatsbürgerschaft beantragen, hätte
 dafür aber noch zwei Jahre länger hier in Deutschland leben müssen, weil das erst geht,
 wenn du sechs Jahre hier gelebt hast.
 So, dann bist du aber mitten in diesen Brexit-Verhandlungen und dann war ihr völlig unklar, ja, geht
 das denn noch doppelt pass, ja, nein, ist völlig unklar, was dann noch geht mit deutscher
 Staatsbürgerschaft und britischer Staatsbürgerschaft, wird sie irgendwie auch nicht aufgeben und
 jetzt hat sich halt geschienen, ok, ich gehe zurück nach London, hatte einen guten Job
 und jetzt ist sie da.
 Aber diese Unsicherheit war bei beiden zu spürbar, die wissen einfach nicht, wie geht
 es jetzt weiter?
 Genau, das ist nämlich genau das Hauptthema auch aus Sicht Brüssels, Stichwort Personenfreizügigkeit.
 Was wird die Situation sein von EU-Bürgern, die zurzeit in Großbritannien leben, das sollen
 drei Millionen sein etwa, das ist eine ganze Menge.
 Wenn die jetzt von einem Tag auf den anderen ihren Aufenthaltsstatus verlieren, ist das
 kein Spaß.
 Also aus Sicht der EU ist in der Tat die Personenfreizügigkeit das Zentrale, aus Sicht des Vereinigten Königreichs
 hingegen ist das Zentrale der Freihandel, also man möchte eigentlich gerne mit dem Rest
 der EU in einer Freihandelszone bleiben, auch wenn man nicht in der EU ist und da haben aber
 die EU-Vertreter von vornherein gesagt, das war so quasi die erste klare Ansage, auch
 nach dem Brexit im vergangenen Sommer, das gibt es nicht, hier werden keine Rosinen gepickt,
 ja, EU-Freizügigkeit, also Personenfreizügigkeit und Warenverkehrsfreiheit, Dienstleistungsfreiheit,
 das ist alles ein großes Paket, entweder ihr seid da drin, es gibt ja durchaus auch Staaten,
 die ein solches Freihandelsabkommen mit der EU unter Zeit haben, zum Beispiel Norwegen,
 aber keine EU-Mitglieder sind, entweder seid da drin, aber dann müsst ihr auch das komplette
 Paket nehmen und nur Ausländer rausschreien, aber Warenverkehrsfreiheit, das wird es nicht
 geben.
 Und die Norweger zahlen vielen Geld, ne, also die sind, glaub ich, die haben zwar,
 sind zwar nicht so richtig mit dabei, aber die zahlen sehr viel Geld, zahlen Menge Geld,
 dass sie dabei sein dürfen.
 Und was man aber jetzt, glaub ich noch, das ist sozusagen die beiden inhaltlich wichtigen
 Punkte, die hast du genannt, auch für die Londoner Banken, wenn du halt für europäische
 Kunden arbeiten willst, dann geht das eben nicht mehr so einfach, wenn du in London sitzt
 und England ist nicht, oder Großbritannien ist nicht mehr in der EU, dann brauchst du
 irgendwie Standorte hier in Deutschland oder in Europa, Paris, wo auch immer.
 Du, da werden übrigens auch schon Arbeitsplätze verlagert, ne?
 Da gibt es also jetzt schon von allen möglichen Finanzinstituten Ankündigungen, dass jetzt
 Arbeitsplätze zum Beispiel nach Frankfurt oder Paris verlagert werden, einfach weil
 man diesen ganzen Brexit-Zirkus gar nicht abwarten will.
 500 Millionen Konsumenten, ne?
 So, aber was ich nochmal sagen wollte, wir haben das am Anfang gesagt, es müssen alle
 EU, alle 27 Mitgliedsstaaten der EU müssen zustimmen, alle EU-Gremien müssen zustimmen
 und da muss man sich nochmal erinnern an diesen CETA-Vertrag, über den wir auch gesprochen
 haben, das war ein Handelsvertrag mit Kanada, ja, jetzt nicht völlig unwichtig, aber nicht
 zu vergleichen mit der Tragweite und Dimension eines Brexits.
 Überhaupt nicht zu vergleichen.
 Und das Ding war, das hat schon Jahre gedauert, das Ding überhaupt auszuhandeln und dann wäre
 das am Ende fast gescheitert, weil ein Regionalparlament aus Wallonien auf einmal entdeckt hat, dass
 seine Milchbauern davon ja betroffen sein könnten und gesagt hat, äh, hallo, hallo, wir haben
 hier ein paar Milchbauern in Wallonien und das dieses Handelsabkommen da nicht gut, hätten
 wir gern anders.
 Ja, das muss man sich mal vorstellen.
 Das wäre fast den Bach runtergegangen.
 Es sind ja eben nicht nur die nationalen Parlamente, sondern jedenfalls in den föderal organisierten
 Staaten sind es eben die föderalen und auch die regionalen Parlamente unter Umständen.
 Also in Deutschland gehe ich auch fest davon aus, das habe ich jetzt nicht im Detail geprüft,
 aber dass ein solcher Vertrag auch vom Bundesrat wiederum mitgetragen werden müsste.
 Das heißt also, du hast auch wieder die Diskussion, machen denn da auch die Länderregierungen
 alle mit oder kommt da möglicherweise eine Sperrminorität zustande.
 Also das ist, oder eine Sperrmehrheit sogar, also das ist das große Problem, so ein Brexit-Vertrag
 wird schwierig und mal ganz ehrlich, wenn da jetzt alle Leute irgendwie oder alle Mitgliedsstaaten,
 alle Regionen ihre Partikulaientreffen anmelden, also das wird ganz schwierig.
 Ich muss ganz ehrlich sagen, ich kann mir durchaus vorstellen, dass so ein harter Brexit
 eine echte Perspektive ist und zwar nicht etwa, weil das jetzt irgendjemand so direkt anpeilt.
 Ich glaube, da gibt es ganz wenige, die das direkt zum Ziel erklärt haben, sondern weil
 das halt irgendwie passiert, weil es zu einer Einigung nicht kommt.
 Und dann stellen sich natürlich zwei ausgesprochen spannende Fragen.
 Zum einen kann so ein Brexit-Antrag zurückgenommen werden, nach dem Europarecht.
 Es sieht nicht danach aus, wir haben das in der Lage genau diskutiert, also wer sich dafür
 interessiert für die genauen Argumente, da gibt es zwei, drei Folgen aus dem vergangenen
 Sommer, die folgen nach dem Brexit, wo wir das Thema angesprochen haben, schaut mal da
 in die Show Notes, da seht ihr dann auch, wie die Argumente sind.
 Wir können das nicht genau wiederholen, aber jedenfalls im Kern ist die Erkenntnis daraus,
 nein, man kann diesen Zwei-Jahres-Automatismus nicht stoppen, wenn der Brexit-Zug rollt, dann
 rollt er.
 Und das Zweite ist, gibt es möglicherweise im UK eigentlich sogar eine neue Volksabstimmung
 über einen Brexit-Vertrag, denn das große Problem beim Brexit ist ja, dass es einfach
 nur eine Abstimmung darüber war, wollen wir aus der EU raus, aber dass sich niemand Gedanken
 gemacht hat über die Bedingungen und Umfragen im Großbritannien weisen schon heute darauf
 hin, dass die meisten Leute total verunsichert sind und das mit dem Brexit inzwischen gar
 nicht mehr so gut finden.
 Also wenn heute wieder abgestimmt würde, gäbe es mit größter Wahrscheinlichkeit keine Mehrheit
 mehr für den Brexit.
 Genau, weil halt über die Bedingungen schon geredet wurde, aber es würden dann völlig
 unrealistische Versprechen gemacht, so nach dem "Rosin kriegen wir und den Rest müssen
 wir uns nicht drum kümmern".
 Wir, denke ich, sollten noch mal ganz kurz erwähnen, auch darauf eingehen, auf die jüngsten
 Aktivitäten der Türkei, die sich doch zu einem interessanten Großwetterlage wie rauskristallisiert
 haben mittlerweile, nämlich dass die Türkei offenbar hier in Deutschland ein doch sehr
 ausgefeiltes Spionagenetzwerk unterhält, muss man sagen.
 Wir haben mit Kemal Hür damals darüber gesprochen, dass die in den DITIB-Moscheen offensichtlich
 Leute ausspioniert wurden und jetzt hat der Chef des türkischen Geheimdienstes MIT offensichtlich
 so vor, während nach der Münchner Sicherheitskonferenz dem Chef des Bundesnachrichtendienstes Karl
 eine Liste übergeben.
 Ich glaube, mit 300 Namen von Menschen, die sich in Deutschland aufhalten, die angeblich
 der Gülen-Bewegung angehören oder zumindest mit ihr sympathisieren, sprich so in der Türkei
 als Staatsfeinde mehr oder weniger angesehen werden und mit der Bitte, doch da mal was
 zu machen, glaube ich.
 Und was hat der BND gemacht?
 Der hat es halt weitergeleitet und die Leute gewarnt, dass sie da auf der Liste stehen
 und offensichtlich in Deutschland vom türkischen Geheimdienst observiert werden mit Fotos.
 Interessant war halt noch, dass da auch zwei Bundestagsabgeordnete draufstehen.
 Also man muss vielleicht so ein ganz kleines bisschen darauf achten, was da eigentlich
 so für eine, wie soll ich sagen, für eine bizarre Kollision unterschiedlicher Kulturen
 eigentlich dahintersteht oder unterschiedlicher Auffassungen für die Türkei sind alle Leute,
 die irgendwie mit dieser Gülen-Bewegung zusammenarbeiten, Terroristen.
 Weil die Türkei sich festklammert an die etwas bizarre Idee, dass die Gülen-Organisation
 hinter dem Putsch im vergangenen Sommer steckte.
 Dafür gibt es aber keine Beweise.
 Dafür gibt es weder Beweise noch Indizien.
 Es gibt im Gegenteil einfach überhaupt gar nichts.
 Das ist einfach, muss man so deutlich sagen, eine komplette Schnaps-Idee dahinten im Hintergrund.
 Das ist ein Trump-O-Ment eigentlich.
 Es ist wirklich ein Trump-O-Ment.
 Es ist ein Trump-O-Ment.
 Es ist, wenn man ehrlich ist, einfach ein persönlicher Konflikt zwischen Erdogan und
 Gülen.
 Erdogan und Gülen waren langjährige Weggefährte von Erdogan, dessen Geheimbund Gülen-Bewegung
 hat auch an dem Aufstieg von Erdogan in der Türkei einen massiven Anteil, weil die Gülen-Bewegung
 in der Tat systematisch versucht hat, Schlüsselpositionen in Justiz und Verwaltung zu besetzen.
 Also die waren jedenfalls in der Türkei ein einflussreiches Geheimbündnis, kann man
 sagen.
 Eine einflussreiche Schattenorganisation.
 Erdogan ist lange auf dieser Welle geschafft und hat sich dann irgendwann mit Herrn Gülen
 überworfen, was dazu führte, dass der Gülen eben in die USA fliehen musste und dort jetzt
 seit Jahren in Pennsylvania lebt.
 Und dieser Militärputsch ist im Grunde für Erdogan so eine Art günstige Gelegenheit gewesen,
 mit den Gülen-Leuten mal endlich aufzuräumen, indem man denen einfach den Militärputsch
 in die Schuhe schiebt, mit dem sie schlicht und ergreifend gar nichts zu tun haben.
 Das ist wirklich eine interessante Konstellation, weil es im Grunde auch diese ganze Willkür
 des Erdogan-Regimes nochmal plastisch macht.
 Das ist im Grunde genau wie damals beim Reichstagsbrand.
 Den hat man ja auch einfach einem Kommunisten in die Schuhe geschoben und dann mit dieser
 Begründung alle möglichen innenpolitischen Zwangsmaßnahmen begründet.
 Und genauso macht Erdogan das jetzt eben auch.
 Und diese total fabrizierte Terrorgefahr prägt nun eben auch diese Übergabe der Gülen-Liste.
 Da geht also der türkische Geheimdienstchef hin und übergibt dem BND-Chef eine Liste.
 Das ist wie im James Bond-Film.
 Hier haben wir 350 Agenten, macht die mal platt oder habt die mal im Blick.
 Und da ist die Frage, mit was hat er gerechnet?
 Hat er wirklich damit gerechnet, dass der BND oder dann die Bundesamt für Verfassung und
 Versuch gegen diese Leute vorgeht oder sie weiter überwacht?
 Oder war das eine Provokation, um hier halt wieder jetzt für Diskussionen zu sorgen und
 für Zwietzach zu sorgen?
 Wir wissen es nicht.
 Interessant ist halt, dass vor allen Dingen auch zwei Bundestagsabgeordnete draufstehen
 auf dieser Liste, die offensichtlich überwacht wurden in Deutschland vom türkischen Geheimdienst.
 Eine davon eine Berliner Abgeordnete und eine die Frau, glaube ich, von Müntefering.
 Genau.
 Und interessant dabei auch noch, dass die Bundesregierung wohl über diese Tatsache erst
 aus den Medien erfahren hat.
 Also, dass auf dieser Liste zwei Bundestagsabgeordnete stehen, davon haben sie wohl aus den Medien
 erfahren, worüber sie nicht erfreut sind.
 Und da fragt man sich dann natürlich schon, wie kann das passieren?
 Hat der BND das nicht gesehen?
 Da fühlt man sich so ein bisschen an diese Edati-Diskussion erinnert, als Sebastian Edati,
 sagen wir mal, eigentlich im Rahmen von Ermittlungen gegen so Kinderpornovertrieb aufgetaucht ist
 und irgendwie das BKA, glaube ich, war es, nicht gesehen hat, dass Edati auf dieser Liste
 steht bzw. dass da ein Bundestagsabgeordnete auf der Liste steht.
 So, und da fragt man sich dann schön, wie kann das sein?
 Wie Müntefering ist jetzt ja auch nicht so ein Name, also ehemaliger, was war?
 Fraktionsvorsitzender?
 Alle möglichen SPD-Positionen.
 Alle möglichen SPD-Positionen, also bekannter deutscher Politiker.
 So ist nicht aufgefallen.
 Anyway, jedenfalls, das ist jetzt so.
 Ich finde die Reaktion war okay, quasi zu warnen, die Leute.
 Das war richtig.
 Wahrscheinlich hätte man noch eher an die Presse gehen müssen, finde ich damit.
 Na ja, gut, und was natürlich vor allem passiert ist, dass jetzt der Generalbundesanwalt Ermittlungen
 führt wegen geheimdienstlicher Agententätigkeit in Deutschland.
 Und das wiederum sehen die Türken als große Provokation.
 Also das Narrativ in der Türkei ist ja, Deutschland unterstützt die PKK, jedenfalls dadurch, dass
 sie nicht aktiv gegen PKK-Kämpfer vorgehen und außerdem unterstützt Deutschland die
 Gülen-Bewegung, indem sie die Gülen-Leute in Ruhe lässt.
 Nun geben sie auch noch gegen...
 Und nun kommt es noch schlimmer.
 Jetzt werden die Gülen-Leute noch gewarnt, dass sie auf einer Liste des türkischen Geheimdienstes
 stehen.
 Das heißt mit anderen Worten, aus der Sicht der türkischen Presse, und da kann man davon
 ausgehen, dass das natürlich auch in der Öffentlichkeit einen Niederschlag finden wird, aus der Sicht
 der türkischen Presse ist Deutschland jetzt quasi wieder der Buhmann, weil sie mit den Bösen
 zusammenarbeiten.
 Das muss man sehen, dieses Narrativ "Gülen ist schuld" ist leider in der Türkei absolut
 Mainstream.
 Vor allen Dingen jetzt in Deutschland angekommen.
 Und jetzt in Deutschland angekommen.
 Und ich meine, das ist völlig klar, solche Ermittlungen werden zwangsläufig dazu führen,
 dass sich das Verhältnis von Deutschland und der Türkei weiter verschlechtert.
 Da werden natürlich jetzt irgendwelche Leute als Beschuldigte ermittelt werden.
 Da wird es vermutlich auch Verfahren geben gegen einzelne türkische Agenten, wenn sie
 denn namhaft gemacht werden können.
 Das ist alles überhaupt kein Spaß.
 Wir müssen nochmal über die USA sprechen.
 Wir haben im Vorfeld überlegt, wie wir das machen, weil die Liste doch ziemlich lang ist,
 die wir uns da aufgemacht haben.
 Aber für mich ist so ein bisschen, so mal rückblickend auf die vergangene Woche, wo
 ja eine ganze Menge passiert ist, schon die Überschrift, dass das, was wir vor längerer
 Zeit, sagen wir mal zumindest, für möglich gehalten haben, wenn nicht sogar prognostiziert
 haben, so langsam formen.
 Nämlich, dass es doch erhebliche Spannungen gibt zwischen Präsident und Kongress.
 Aber nicht nur zwischen Präsident und Kongress, sondern auch zwischen den beiden Kammern des
 Kongresses, also Repräsentantenhaus und Senat.
 Dass also wir jetzt eine Situation haben, wo quasi die Republikaner eigentlich herrschen
 auf allen Ebenen im Abgeordnetenhaus, im Senat und im Weißen Haus.
 Und trotzdem kriegen sie eigentlich nichts gebacken.
 Und das ist extrem faszinierend zu beobachten.
 Ja, das ist in der Tat.
 Wir sollten vielleicht, damit das ein bisschen klarer wird, anfangen mit der Pleite in Sachen
 Gesundheitsreform.
 Also da kann ich nur auch an die jüngeren Zuhörer, von denen wir auch diese Woche wieder
 ein paar Zuschriften bekommen haben.
 Herzlichen Dank übrigens.
 Also wenn ihr irgendwie diese völlig bizarre Faszination von Politik euch mal unter einer
 Lupe angucken wollt, dann guckt euch an, warum in dieser Woche
 die quasi Abschaffung und Ersetzung dieser Gesundheitsreform von Barack Obama nicht funktioniert hat.
 Genau.
 Das ist absolut faszinierend.
 Die Republikaner, wenn sie einen gemeinsamen Punkt hatten über die letzten sieben Jahre
 im Kampf gegen Obama, in ihrem Kampf für das Weiße Haus, dann war es Obamacare, die Reform
 der Gesundheitsversicherung in den USA, abzuschaffen und ersetzen.
 Sieben Jahre hatten sie Zeit, um sich darauf vorzubereiten.
 Das hat sozusagen zweimal war es vorm Supreme Court.
 Es war das Thema der Republikaner.
 Jetzt sitzen sie im Weißen Haus, sie beherrschen das Repräsentantenhaus, den Senat.
 Was machen sie?
 Sie bringen einen Gesetzentwurf vor und er kommt nicht durch.
 Und zwar wegen Widerstand in den eigenen Reihen.
 Dazu muss man wissen, dass die Republikaner diese Gesundheitsreformen aus ganz verschiedenen
 Gründen bekämpft haben und diese Gründe oder das Beispiel macht wieder so wunderschön
 deutlich, wie sehr ein gemeinsamer Gegner auch Menschen vereinen kann, die im Grunde völlig
 inkompatible Ansichten haben.
 Es gibt nämlich die einen Republikaner, die der Meinung sind, dass jeder Dollar ganz sicher
 falsch ausgegeben ist, wenn er vom Staat überhaupt ausgegeben wird.
 Die der Meinung sind, eigentlich müsste man Staat, Steuern, alles abschaffen.
 Allentfalls noch das Militär darf es geben, ansonsten muss der Staat einfach platt gemacht
 werden.
 Das läuft so ein bisschen nach diesem schönen bildhaften Ausdruck "starving the beast".
 Das Monsterstaat muss möglichst ausgehungert werden, möglichst wenig Geld bekommen.
 Das ist also die Freedom Caucus.
 Genau, das ist die Freedom Caucus, das ist so die ganz harte Schiele der Republikaner.
 Die finden an Obamacare vor allem doof, dass es Geld kostet.
 Weil natürlich Obamacare zum einen den Zwang enthält, sich an eine Krankenversicherung
 zuzulegen, ansonsten Strafzahlungen zu zahlen.
 Aber Obamacare enthält ja auch massive Bundessubventionen, insbesondere für bedürftige Amerikaner.
 Nämlich Medicaid heißt das System, wo dann eben Krankenversicherung quasi subventioniert
 wird.
 Das finden sie ganz furchtbar.
 Die Menschen sollen halt, also jetzt mal etwas polemisch formuliert, die Menschen sollen
 halt auf der Straße sterben.
 Aber jedenfalls darf es keine Tax-Dollars kosten.
 So hart sind die drauf.
 Und dann gibt es andere Republikaner, sagen wir mal so, wenn man so will, den Sozialflügel
 der Republikaner, die finden Obamacare ist deswegen verkehrt, weil es zu teuer ist.
 Die Prämien sind zu teuer, es müsste eigentlich alles billiger werden.
 Und wenn man sich das anguckt, genau, und dann gibt es ja eine weit verbreitete Meinung
 unter den Republikanern, dass das Gesetz einfach deswegen schlecht ist, weil es demokratisch
 ist und Obama und so.
 Das gibt es natürlich auch.
 Aber ganz kurz, wo du sagst, dieser Moderatflügel, der hat sich, das war der Flügel, glaube
 ich, der über die letzten Jahre gesehen hat, dass dieses Gesetz gar nicht so scheiße ist.
 Und dass in ihren Wahlkreisen nämlich auch Leute leben, die davon echt massiv profitiert
 haben.
 Genau.
 Und dass offensichtlich und unbestritten es so wäre, wenn diese Reform von Paul Ryan,
 dem Chef der Republikaner im Repräsentantenhaus und dem Weißenhaus, wenn das durchgekommen
 wäre, hätten 20 Millionen Amerikaner ihre Krankenversicherung verloren und auch in diesen
 Wahlbezirken von diesen moderaten Republikanern.
 Und die haben irgendwann gesagt, okay, ja, nee, wir wollen das schon, aber irgendwie
 ein bisschen billiger wäre schon schön, aber abschaffen auf gar keinen Fall.
 Geht einfach nicht.
 Man muss natürlich fairerweise dazu sagen, dass die Irrationalität jetzt eben nicht nur
 im Bereich, im, im, in den Reihen der Republikaner zu finden ist, sondern es gibt auch ganz viele
 Wählerinnen und Wähler, die Obamacare zwar furchtbar finden, weil es Obamacare heißt
 und weil es von den Demokraten kommt, die aber massiv davon profitieren.
 Und wenn das jetzt einfach so abgeschafft würde, dann wären die natürlich auch dagegen.
 Und zwar für Trump und für die Republikaner gestimmt, weil sie Obamacare doof finden, wollen
 es aber auch nicht verlieren.
 Also es gibt halt auch echt Leute, die absurde Wahlentscheidung tragen.
 Na gut, das ist auch wieder ein Beispiel für politische Propaganda.
 Viele wissen auch nicht, dass Affordable Care Act, also das, was diese Gesundheitsreform
 von Obama darstellt und Obamacare ein und dasselbe ist.
 Wir sagen dann, ja, Obamacare wollen wir auf gar keinen Fall.
 Aber Affordable Care Act ist super.
 Gefällt mir super.
 Also kurz und gut, jetzt gibt es also diese beiden Fraktionen von den Republikanern.
 Ich will sie mal die Radikalen nennen, die es eigentlich ganz abschaffen wollen, die
 Subventionen komplett streichen wollen idealerweise.
 Und dann gibt es die, die Obamacare allenfalls reformieren wollen und auf gar keinen Fall
 wollen, dass diese 20 Millionen Leute ihre Krankenversicherung verlieren.
 Und wenn man sich das mal überlegt, dann war im Grunde, vom Ausgangspunkt her klar,
 dass die Kritiken an Obamacare nicht vereinbar sind, weil die Republikaner im Grunde in zwei
 völlig verschiedene Richtungen das Gesetz ändern wollten.
 Und nun kommt Paul Ryan und legt einen, also der Mehrheitsführer der Republikaner und legt
 einen Gesetzentwurf vor, der die Subventionen massiv streicht und damit eben in der Tat
 massive Einbrüche bei der Versicherung erreicht hätte, aber letztlich auch nur vergleichsweise
 moderate Ersparnisse bei den Staatsausgaben erreicht hätte, weil dann eine ganze Menge
 Geld umgeschichtet worden wäre und so.
 Das heißt also, die radikalen Republikaner finden, es ist immer noch zu teuer.
 Und die Moderaten, die Reformisten bei den Republikanern finden, dass da zu viele Leute
 ihre Krankenversicherung verlieren.
 Deswegen hat das Gesetz schlicht und ergreifend im Repräsentantenhaus schon keine Mehrheit
 gefunden.
 Und dann hat Trump auf den allerletzten Metern auf eine Abstimmung verzichtet.
 Das heißt also, er ist letztlich, wie du schon sagst, Philipp, an seinen eigenen Leuten
 gescheitert, weil die sich nicht einigen konnten.
 Ja, genau, wie du das schon sagst, weil die auch mit unterschiedlichen Versprechen in
 den Wahlkampf gegangen sind.
 Die einen sind mit diesen Versprechen irgendwann reingegangen, wir wollen Gesundheitsversicherung
 für alle, es muss halt nur ein bisschen billiger werden.
 Jetzt kommen sie aber mit dem Argument, der Staat darf sich überhaupt nicht einmischen
 und muss sich komplett raushalten.
 Und wenn das dazu führt, dass eben 20 Millionen Leute weniger eine Krankenversicherung haben,
 dann ist das eben so.
 Also daran ist dieses Gesetz gescheitert und das ist schon extrem faszinierend zu beobachten,
 dass sie das dann einfach nicht auf die Reihe kriegen.
 Und das ist genau das, was Politik ausmacht, das ist genau das, was Donald Trump nicht
 kann.
 Das ist genau das, von dem er glaubte, dass er das überwinden kann.
 Und jetzt steht er da und kriegt es nicht hin.
 Weil Politik nämlich echt verdammt super kompliziert ist.
 Ja, und man kann sich bei der Gelegenheit eben auch überlegen, man darf einfach niemanden
 wählen wegen der Dinge, gegen die er ist.
 Man muss Menschen wählen wegen ihrer Visionen, wegen der ganz konkreten Vorschläge, was
 sie tun müssen.
 Wer Trump gewählt hat, weil er irgendwas falsch fand an Obama-Kerr, der hat einfach
 einen groben Fehler gemacht.
 Man hätte Trump oder die Republikaner allenfalls wählen können für ein konkretes Konzept,
 was sie wie ändern wollen.
 Das wurde aber nie präsentiert und da kann man nur an jede Wählerin und jeden Wähler
 appellieren, lasst euch nicht blenden von dem Gemoser, lasst euch nicht blenden von
 dem Wahlkampfgedonnert, sondern guckt genau hin.
 Was wird konkret vorgeschlagen?
 Was wird konkret gefordert?
 Was soll konkret nach der Wahl umgesetzt werden?
 Nicht, was findet man irgendwie doof?
 Und da bin ich auch sehr gespannt, was da im Bundestagswahlkampf so alles passieren
 wird und was wir da an konkreten Vorschlägen hören werden.
 Und wir haben jetzt noch nicht so lange darüber nachgedacht, aber vielleicht wäre das sogar
 eigentlich eine ganz gute Idee, dass wir so während des heißen Wahlkampfs uns einfach
 mal so verschiedene Ideen anschauen, die so in den Wahlprogrammen stehen, sofern sie denn
 in der Diskussion eine Rolle spielen.
 Was das denn eigentlich bringt und ob das eine gute Idee ist.
 Ich bin nicht ganz gespannt.
 Ein zweites Kapitel gab es diese Woche noch aus diesem Buch "Politik ist wahnsinnig kompliziert
 und nur gegen sein Hilf nicht".
 Das betrifft nämlich den Klimaschutz in den USA.
 Donald Trump hat ein Executive Order unterschrieben, in der er den Chef der Environmental Protection
 Agency, EPA, also dem amerikanischen Umweltbundesamt, quasi aufträgt, den alle Restriktionen vor
 allen Dingen für die Kohle wieder zu kassieren, die Obama zumindest verabschiedet hat.
 Also das war dieser Clean Power Plan und der ist nicht komplett umgesetzt.
 Er ist noch nicht mal, glaube ich, annähernd umgesetzt, aber der sieht halt vor, dass die
 US-Bundesstaaten den CO2-Ausstoß radikal reduzieren müssen.
 Wie sie das machen, ist ihre Sache, aber unter dem Strich führt es eben dazu, dass würde
 es dazu führen, wenn es denn komplett umgesetzt werden würde, dass sehr viele Kohlekraftwerke
 dicht machen müssten.
 Noch ist das nicht passiert.
 Deswegen ist dieses Versprechen von Trump, hey, wir nehmen das jetzt alles zurück, damit
 ihr wieder einen Job habt, damit ihr wieder Jobs kriegt, damit die Dinger nicht schließen
 müssen, völliger Quatsch, weil die Kohlekraftwerke und Minen, die bisher zugemacht haben, weil
 Gas billiger geworden ist, weil Kohle billiger geworden ist, weil es Automatisierung gab rauf
 und runter, nicht weil Obama so krasse Klimapläne einbaut.
 Kohle ist teurer geworden und deswegen im Vergleich zum Gas nicht mehr Konkurrenzverhältnis.
 Und es liegt nicht daran, dass diese radikalen Klimaschutzmaßnahmen bereits umgesetzt worden
 wären, dennoch hat er jetzt die EPA beauftragt, nimmt das alles wieder zurück und jetzt kommt
 das interessante, der Chef der EPA, Pruitt, ist eigentlich jemand, der komplett gegen
 diese EPA ist, also gegen diese Umweltbörde, der die glaube ich 14 mal verklagt, jetzt
 ist er Chef davon und der hat gesagt, ja, können wir gerne machen, aber lass mal so
 ein paar Sachen aus deiner Executive Order raus, die sehr zentral sind, weil ehrlich
 gesagt glaube ich nicht, dass wir die zurücknehmen können.
 Und jetzt gilt er sozusagen als jemand, als Grüner bei den ganz extremen Republikanern,
 als jemand, der irgendwie nicht nach den Noten spielt und Steve Bennett, der Berater von
 Trump, hat auch schon gefordert, irgendwie Pruitt wieder zu entlassen, weil er irgendwie
 nicht spurt und so.
 Also ich finde es faszinierend zu sehen, dass es einfach nicht mal simpel ist, Sachen
 wieder zurückzunehmen, geschweige denn irgendwie neu zu formulieren.
 Nein, es ist nicht einfach.
 Ist alles nicht einfach.
 Also selbst jemand, wirklich so ein absoluter Klimaleugner oder zumindest Zweifler wie dieser
 Chef der EPA jetzt, der sagt irgendwann so, ja, nee, also alles zurücknehmen, also schreib
 es mal nicht rein, weil realistisch, wir kriegen das nicht durch.
 Also und auch da gibt es jetzt Twist und das verstärkt sozusagen, vertieft die Risse
 in dieser Regierung und es ist völlig offen, wie es ausgeht.
 Und die Letzte, müssen wir auch noch ganz kurz erwähnen, diese Russlandermittlung, da
 gab es jetzt auch wieder bizarre Wendungen.
 Ja, also man, es wird ja ein Mittel vom FBI.
 Aber vielleicht, bevor wir das Thema wechseln, lassen Sie uns zu diesem Thema Klima noch
 zwei, drei Sättchen sagen.
 Du hast schon deutlich gemacht, dass diese Jobverluste wenig zu tun haben mit Klimaschutz,
 sondern dass es einfach ökonomische Entwicklungen sind.
 Da könnte man natürlich jetzt draus schließen, dass Trumps Maßnahmen gegen die EPA schlicht
 und ergreifend völlig sinnfrei sind.
 Das wird ihnen natürlich aber nicht gerecht.
 Die machen natürlich total Sinn, wenn man sich anschaut, wer so die Buddies von Trump
 sind.
 Das ist im Grunde ein einziges großes Subventionsprogramm für seine Kumpels aus der Energieindustrie,
 also seine Kumpels aus der Ölindustrie, die ja teilweise sogar in Regierungsämter gehiuft
 hat und andere Kumpels von ihm, also wirtschaftlich verbundene Unternehmen im Bereich Kohle und
 Stromproduktion.
 Das ist letztlich eine Form von Industrielobbyismus, den Trump da durchzieht und zwar gnadenlos
 auf Kosten des Weltklimas.
 Das ist also eine absolut ruchlose Interessenpolitik.
 Dieser Clean Power Plan war die Maßnahme der Obama-Regierung, um CO2-Emissionen in den
 USA zu reduzieren.
 Als Trump das jetzt vorgestellt hat, so ich unterzeichne Executive Order, in der EPA waren
 Bergarbeiter da, aber es waren eben genau diese Industriebosse auch da, die er nochmal explizit
 begrüßt hat und jetzt wir zusammen und die Industrie und die Regierung weg mit den Regulierungen.
 Wie gesagt, ob das wirklich funktioniert und ob die das wirklich hinkriegen, das wieder
 loszuwerden, ist extrem umstritten.
 Also das ist mit dieser Executive Order alles andere als getan.
 Das ist wirklich erstmal nur versucht, das mal zurück zu drehen, aber selbst der Leiter
 der EPA hat Zweifel, ob das wirklich gelingt.
 Genau, und in Sachen Russlandermittungen, also welche Kontakte hat Trump zu Russland,
 wie hat sich und wenn ja wie die Trump-Regierung oder Kampagne mit Russland koordiniert beim
 Hack von Hillary?
 Da ermittelt das FBI, da ermittelt der Geheimdienstausschuss des Senats, da ermittelt der Geheimdienstausschuss
 des Repräsentantenhauses und auch da geht eine Kluft aufs zwischen Senat und Repräsentantenhaus.
 Das Repräsentantenhaus hat diesen Geheimdienstausschuss, hat zwei Vorsitzende, der eine ist Nunes,
 Nunes glaube ich heißt der wieder ausgesprochen und der hat sich diese Woche echt zum Klopper
 gelassen, wo man echt nur denkt, Mann alter such dir einen neuen Beruf.
 Der ist mit einem Überauto durch Washington gefahren, hat einen Anruf bekommen, sagt er,
 von einer Quelle, die ihm gesagt hätte, hör mal zu, Trump wurde womöglich abgehört und
 zwar als so eine Art Beifang, also dass die Geheimdienste der USA irgendwie ausländische
 Leute abgehört hätten und dabei sei irgendwie auch unter Obama mit Trump in sozusagen in
 die Abhörprotokolle mit reingefallen.
 Technisch durchaus plausibel, jedenfalls Quelle will er nicht nennen, was macht er
 als erstes, er dreht um und fährt ins Weiße Haus, also der parlamentarische Chefuntersucher
 fährt, wenn er von einer anonymen Quelle diesen Hinweis bekommt, zuerst ins Weiße Haus und
 unterrichtet Trump darüber, bevor er das Parlament unterrichtet, bevor er mit seinem demokratischen
 Kollegen im Geheimdienstausschuss redet, fährt er zu Trump und unterrichtet ihn.
 Jetzt schreibt die New York Times.
 Also in Deutschland wäre das Strafeeitel unamtlich, wenn ich also einem möglichen
 Beschuldigten Informationen erstmal stecke, die ich im Rahmen einer Ermittlung heranziehe
 oder bekomme, das wäre natürlich krass.
 Steht das doch mal vor, LKA-Beamter erfährt von einem V-Mann Informationen über einen
 Beschuldigten und ruft ihn an.
 Das ist doch ein totaler Hammer.
 Und nicht nur das, sondern ihr sagt die New York Times auch noch, diese Informationen,
 die er da bekommen hat von seiner anonymen Quelle, die er nicht nennen will, die kam aus
 dem Weißen Haus von zwei Trump-Mitarbeitern.
 Die sollen ihn das Geschlecht haben.
 So und da wird das komplett wirr und das sieht natürlich jetzt zum Beispiel auch die Ermittler
 im Senat.
 Und die haben sich hingestellt und gesagt, pass mal auf, also wir erklären jetzt mal,
 wie wir hier ermitteln und was wir so vorhaben und was wir so wissen, aber ehrlich gesagt,
 wir ermitteln hier für den Senat.
 Also mit den Jungs da im Repräsentantenhaus, ihr habt das alles mitgekriegt, das läuft
 nicht ganz rund.
 Wir machen das hier ernsthaft und so.
 Also auch da geht es irgendwie auseinander und es ist ja keine Ahnung.
 Also es deutet sich so an, als gäbe es da wirklich ein paar Leute, die ernsthaft ermitteln
 wollen, ein paar, die es halt nicht wollen, aber ein paar, die auch wirklich schon da
 dran sind.
 Und ja, Michael Flynn, entlassener Sicherheitsberater, hat jetzt gesagt, auch er will aussagen,
 also er ist ja entlassen worden, weil er mit dem russischen Botschafterkontakt hatte, das
 aber verschwiegen hat.
 Deswegen wurde er entlassen, jetzt sagt er, will er doch aussagen, vor dem Geheimnisausschuss
 allerdings will er dafür Immunität haben, also Schutz vor Strafverfolgung.
 Also da ist eine Menge Dampf auf dem Kessel und das wird uns sicherlich noch begleiten,
 also ob wir jetzt von einem Trump-Impeachment schon reden können oder so, das weiß ich
 nicht, aber das ist diese Russlandnummer, ist eine Sache, die ihm glaube ich schon gefährlich
 werden kann.
 Das klingt jedenfalls alles so unglaublich nach Impeachment, das könnte, wie du sagst,
 für ihm sehr gefährlich werden.
 So, was haben wir denn noch?
 Wollen wir noch ein bisschen was machen oder bist du durch?
 Lass uns mal kurz durchs Pad gucken.
 Also wir können ja sagen, wir haben Trump so weit.
 File-Sharing, Elternhaften für ihre Kinder.
 Ja, das können wir noch, wir sollten glaube ich wenigstens falsche Netzwerke-Durchsetzungsgesetze
 müssen wir noch kurz machen.
 Also zum Thema falsche Netzwerke, diese Woche gab es ein neues Urteil des Bundesgerichtshofs
 zum Thema Störerhaftung für einen Internetanschluss.
 Und zwar hatte da ein Musikunternehmen, wieder Eltern verklagt als Anschlussinhaber eines
 Telekommunikationsanschlusses mit dem Vorwurf, über diesen Anschluss seien urheberrechtlich
 geschützte Werke hochgeladen worden.
 Die Eltern haben sich damit verteidigt, dass sie gesagt haben, wir selber waren es nicht,
 sondern es war eines unserer Kinder und wir wissen auch welches, aber wir sagen es nicht.
 Und da hat der Bundesgerichtshof entschieden und das finde ich total überzeugend, richtig,
 ihr müsst es auch nicht sagen, ihr müsst selbstverständlich nicht gegen eure Kinder aussagen,
 da gibt es ein Zeugnis Verweigerungsrecht, aber dann bleibt es eben bei der Regel, dass
 der Anschlussinhaber eben dafür haftet, was über seinen Anschluss so passiert.
 Und ich finde das total plausibel.
 Also wenn man grundsätzlich mal davon ausgeht, dass es sowas gibt wie eine Haftung des Anschlussinhabers,
 die er eben nur verschieben kann auf andere Personen, wenn er sie namhaft macht oder wenn
 er jedenfalls macht.
 Und wenn man wieder dahinter steht, es gibt zwar einen Anschlussinhaber, aber dahinter
 hocken ja eine Familie oder irgendwie mehrere Leute und nur weil wir wissen von welchem
 Anschluss urheberrechtlich geschütztes Material hochgeladen wurde, können wir nicht automatisch
 den Anschluss hafbar machen, weil dahinter noch andere Leute stehen.
 Aber im gewissen Sinne dann aber schon.
 Im Grundsatz eben schon.
 Das ist eben genau das Problem.
 Im Grundsatz muss eben tatsächlich der Anschlussinhaber haften für das, was damit passiert.
 Es sei denn, er kann darlegen, dass er haftet nicht direkt dafür, was andere tun, dann im
 Grunde gehaftet er aus vermuteter eigener Verantwortlichkeit.
 Also man geht davon aus, dass er selber diese Urheberrechtsverletzung begangen hat.
 Diese Vermutung kann aber dadurch erschüttert werden, das nennt man dann so schön sekundäre
 Beweislast, dass du sie eben erschütterst und dass du plausibel darlegen kannst, dass
 möglicherweise jemand anders für verantwortlich war.
 Wenn du dann in deiner Wohnung zum Beispiel Kinder hast oder in eine ganze Familie wohnen
 hast, dann kannst du ja relativ plausibel darlegen, ich habe den Anschluss nicht alleine
 genutzt, es kann auch irgendwer von meiner Familie gewesen sein.
 Wenn dann nämlich klar ist, dass es irgendwer anders gewesen sein kann, du aber nicht genau
 weißt wer es war, dann gibt es auch schon eine Entscheidung von BGH aus dem vergangenen
 Jahr, dann kannst du normalerweise auch gerade nicht herangezogen werden.
 Hier waren die Eltern…
 Also du bist der Anschlussinhaber, da leben mehrere Leute, die es gewesen sein können.
 Zum Beispiel deine beiden Kinder.
 Du weißt aber nicht wer.
 Genau, dann bist du raus.
 Dann muss ich nur sagen, ja ich habe den Anschluss, aber ich war es nicht und ich weiß
 auch nicht wer es war.
 Also ja, und es gibt dann natürlich noch so weitere Pflichten, du musst deine Kinder
 natürlich informieren, du musst sie auffordern, keine Urheberrechte zu verletzen, da gibt
 es auch so ein paar Fußangeln, aber im Großen und Ganzen ja, weil das geht immer darum,
 hast du plausibel die Vermutung erschüttert, dass du es selber warst, in dem du halt sagst,
 na ich interessiere mich nicht für, in diesem Fall war es glaube ich Rihanna oder wie er
 nicht liest, wie über diese komische Sängerin heißt.
 Da haben die Eltern plötzlich plausibel, also sorry, aber wir hören nur Klassik, das war
 der Fall, wir interessieren uns nicht dafür, damit war völlig klar, also die haben das
 Album sehr wahrscheinlich nicht getauscht, aber es gibt in dieser Wohnung Kinder und
 die haben im Grunde den Fehler gemacht, dass sie zwar die Vermutung, die für sie selber
 sprach erschüttert haben, aber dann nicht sagen, und dann aber gesagt haben, wir wissen,
 wer es war und wir sagen es nicht und da sagt der Bäcker, ok wenn das so ist, dann müsst
 ihr eben ausnahmsweise doch für eure Kinder haften und ich finde das vergleichungsweise
 plausibel, wenn sie einfach nur die Vermutung gegen sich selber erschüttert hätten und
 dann natürlich nur wahelsgemäß vorgetragen hätten, wir wissen aber nicht welches unserer
 drei Kinder es war, wir haben die aber ausreichend überwacht und wir haben die ständig
 aufgefordert um Gottes Willen kein Falscheregen zu nutzen, dann wären sie wahrscheinlich raus
 gewesen, also im Grunde muss man sagen, ich finde die BGH Entscheidung total vernünftig,
 das ist halt einfach nur eine Entscheidung, die klar macht, also allzu dreist darf man
 sich jetzt nicht anstellen, der BGH sieht einfach rot, wenn Leute auf gut Deutsch den ausgestreckten
 Mittelfinger zeigen.
 Aber das heißt, wenn ich als Inhaber eines Anschlusses einer Familie mit Kindern meine
 Kinder darüber aufkläre, das womöglich noch irgendwie dokumentiere, in einem Uploaderfall
 nahelegen kann, dass ich das nicht war, sagen kann, guten Gewissens, ich weiß aber auch
 nicht wer es war, dann bin ich raus.
 So sieht es aus.
 Dann haben wir noch einen Nachtrag zu dem schönen Netzwerke-Durchsetzungsgesetz, also
 dieses Gesetz, was ja gar nicht eigentlich Hate Speech, sondern strafrechtlich relevante
 Äußerungen in sozialen Netzwerken bekämpfen soll.
 Da haben wir letzte Lage lange darüber geredet.
 Was ist denn da jetzt noch Neues passiert?
 Ja, also ich finde, das habe ich an der letzten Folge schon deutlich gemacht, ein ziemlich
 trauriges Beispiel dafür, wie Gesetzgebung funktioniert in Deutschland, einfach weil
 es ja nicht so ist, dass es niemand gäbe, der sich damit auskennt.
 Im konkreten Fall haben aber im Bundesjustizministerium sich damit Leute beschäftigt, die sich nicht
 damit auskennen.
 Mir wurde inzwischen glaubhaft versichert, der zuständige Beamte habe einfach noch nie
 irgendwas mit Internet zu tun gehabt, sondern sei erstmals mit dem komplexen Thema Internet
 befasst worden im Zusammenhang mit diesem Gesetzes und habe sich vorher jahrelang, wenn
 ich Jahrzehntelang, mit den Details der Zivilprozessordnung beschäftigt.
 Kann das sein?
 Ja, das ist genau.
 Ich habe es seit der letzten Woche vermutet, Organisationsverschulden von Heiko Maas, dass
 er eben einfach seinen Laden da nicht im Griff hat und das wurde mir inzwischen glaubhaft
 versichert aus Kreisen, nicht direkt aus dem BMJV, aus Kreisen des BMJV, aber ich habe
 Grund zu der Annahme, dass das so stimmt.
 Ja, das finde ich zum einen schon mal wirklich krass, wie kann so was passieren?
 Weil die auch nicht daran leiden, dass sie zu wenig Mitarbeiter haben.
 Die haben nicht zu wenig Mitarbeiter und mal ganz ehrlich, es gibt ja auch in SPD nahen
 Kreisen rein, weil Leute sich damit auskennen, es gibt in SPD nahen Netzpolitikvereinen,
 die für einen 60, wo Praktiker sitzen.
 Also was ich einfach nicht verstehe, ist wieso die so mit dem Kopf durch die Wand gehen.
 Wieso Heiko Maas nicht ein paar Leute fragt, die sich damit auskennen oder warum der Mitarbeiter
 nicht die Zeit und die Muße bekommt, sich da mit Leuten auseinanderzusetzen, wieso man
 da nicht irgendwelche Runden, also es gab ja Expertenrunden, wo auch Tipps gekommen sind,
 die sind nicht angekommen.
 Also da muss man einfach sagen, so kann man nicht Politik machen auf der Meta-Ebene, jenseits
 von irgendwelchen Detailfragen dieses Gesetzes, es kann einfach nicht sein, dass man Politik
 macht, so als gäbe es keine Experten, als hätte einfach niemand von einem Thema Ahnung
 und als hätte man überhaupt keine Zeit.
 Das ist einfach nicht so.
 Da hat es denn jetzt noch Änderungen anpassen gegeben?
 Das ist genau das Thema, es hat ja auf den ersten Entwurf einen ganzen Stapel von Reaktionen
 gegeben, die Tabellen.
 Das muss man auch sagen.
 Es ist ein Entwurf, das muss man immer wieder sagen.
 Ein Referentenentwurf.
 Ein Referentenentwurf, der ist jetzt noch nicht Gesetz und das ist auch noch nicht abgesegnet,
 sondern es ist ein Entwurf, der kursiert.
 So, und über den wird geredet und wie wurde der jetzt geändert?
 Der kursiert ja auch nicht zufällig, sondern der ist ja von Heiko Maas verschickt worden
 an alle möglichen Verbände, das ist die sogenannte Verbändeanhörung, normalerweise hat man da eine
 Frist, dann wird abgewartet, am Ende der Verbändeanhörung wird der Gesetzentwurf überarbeitet und dann
 geht es irgendwann vielleicht mal ins Kabinett und dann in den Bundestag und so.
 Das ist der normale Verlauf.
 Hier ist es aber ganz anders gelaufen.
 Heiko Maas hat nämlich nicht mal das Ende der Verbändeanhörung abgewartet.
 Das heißt also, die Verbände schreiben jetzt alle möglichen Stellungnahmen.
 Das ist aber völlig egal, was die schreiben, weil nämlich Heiko Maas vor dem Ende dieser
 Frist für die Verbändeanhörung schon den Gesetzentwurf nach Brüssel geschickt hat zur
 EU-Kommission.
 Der muss nämlich wegen aus bestimmten europarechtlichen Gründen dort notifiziert werden, wie das
 so schön heißt.
 Das heißt also, er muss den Gesetzentwurf anmelden bei der EU-Kommission und die hat dann drei
 Monate Zeit zu prüfen.
 Das hat Heiko Maas allerdings zugegmermaßen nicht zufällig gemacht, sondern letztlich
 wieder aufgrund von Schlamperrei.
 Irgendjemandem im Bundesjustizministerium ist nämlich aufgefallen, dass die letzte Sitzungswoche
 des Bundestages in der letzten Juniwoche ist.
 Mit anderen Worten, die dreimonatige Stillhaltefrist muss in der letzten Juniwoche ablaufen,
 sonst kann man das Gesetz in dieser Legislaturperiode überhaupt nicht mehr durch den Bundestag
 bringen, ohne Europarecht zu verletzen.
 Wollte ich sagen, diese Stillhaltefrist ist Europarecht?
 Ja, ist Europarecht, genau.
 Und von wann fängt die an zu ticken, die Stillhaltefrist?
 Ab der Notifikation in Brüssel.
 Das heißt, von dem Tag an, wo du das da in Brüssel auf den Tisch legst.
 Und das heißt mit Anwort, dass BMJV hat die Sache so komplett verschlammt, dass sie jetzt
 nicht mal mehr ihre selbst gesetzte Frist einhalten konnten für die Verbändeanhörung,
 ohne dass es hinterher und hinten raus nicht mehr reicht mit den drei Monaten, um in die
 letzte Sitzungswoche zu kommen.
 Man muss wirklich sagen, das ist Haarsträuben, man kommt sich vor wie in Burkina Faso, wie
 in diesem Laden Politik gemacht wird.
 Kurz und gut, und das ist, ich muss mal immer wieder dazu sagen, das ist ein SPD-Haus, das
 tut mir auch persönlich so ein bisschen weh, weil ich natürlich irgendwie möchte, dass
 die SPD möglichst gute Politik macht.
 Du bist SPD-Mitglied.
 Ja, genau.
 Deswegen sage ich das mal.
 Das ist wirklich für mich auch persönlich irgendwie…
 Tut weh.
 Tut weh.
 Gut.
 Also da haben sie total herumgeschlammt und jetzt haben sie natürlich alle Verbände
 bruskiert.
 Verbände heißt so Leute wie, keine Ahnung, Reporter ohne Grenzen, der Deutsche Richterbund,
 da habe ich mit dem Bundesgeschäftsführer lange telefoniert, wie das jetzt einzuschätzen
 ist und so.
 Also ganz viele Interessengruppen konnten sich jetzt äußern und was die geschrieben
 haben, ist das für die Tonne, weil das BMJV das gar nicht abgewartet hat, sondern jetzt
 viel hat auf, wird knapp hinten raus, sie müssen schon mal vorher notifizieren.
 Gut, und dann, und das führt natürlich auch dazu, dass jetzt etwaige Vorschläge kaum
 noch eingearbeitet werden können, denn natürlich kann man nicht den Gesetz notifizieren und
 hinterher ein ganz anderes Gesetz erlassen.
 Es sind also dann europarechtlich noch minimale Änderungen möglich hinten im Bundestag, aus
 Zeitgründen.
 Wie gesagt, letzte Sitzungswoche, es muss irgendwie durch den Bundestag gepiept werden
 und außerdem darfst du eben europarechtlich auch nicht mehr viel ändern.
 Du musst im Prinzip natürlich das Gesetz verabschieden, das du notifiziert hast, mit
 allenfalls irgendwie Änderungen bei der Kommersetzung oder bei Details, aber du kannst hier nicht
 mehr das grundsätzliche Gesetz ändern und die Fehler, die in diesem Netzwerkdurchsetzungsgesetz
 drinstecken, haben es in sich.
 Und da ist, und das ist der zweite Punkt, da ist noch ein zweiter gravierender Problempunkt
 hinzugekommen, das ist das sogenannte Auskunftsrecht bei Persönlichkeitsrechtsverletzung.
 Das bedeutet auf gut Deutsch, wenn ich der Meinung bin, dass irgendjemand auf Facebook
 oder auch zum Beispiel in einem Bewertungsforum irgendwas geschrieben hat, was meine Persönlichkeitsrechte
 verletzt oder auch das Recht an meinem Gewerbebetrieb, dann kann ich in Zukunft von dem Plattformbetreiber
 verlangen, dass er mir die sogenannten Bestandsdaten desjenigen rausrückt, der diesen Beitrag geschrieben
 hat.
 Und man muss sagen, es hat an dem Gesetz eine Menge gefehlt.
 Ja.
 Das nicht.
 Das nicht.
 Genau.
 Also es hat eine Menge gefehlt.
 Ja.
 Wir haben ja ausführlich geredet.
 Aber dieser Auskunftsanspruch, das bedeutet ja quasi, dass meinetwegen irgendwelche Nazis
 hingehen können und sagen hier Antifa, hier gib mal Name.
 Genau.
 Das bedeutet das in der Praxis.
 Ich bin zum Beispiel als AfD-Funktionär vor Ort.
 Du musst nur noch Facebook sagen, liebe Leute, dieser Antifa-Typ da, der hat mich als Idiot
 beschimpft.
 Und mal ganz ehrlich, im Meinungskampf kommt das vor.
 Das könnte eine Persönlichkeitsrechtsverletzung sein.
 Vielleicht ist die auch gerechtfertigt, weiß man nicht.
 Könnte aber eine sein.
 Und wenn Facebook dann sagt, ja Idiot darf man nicht sagen und rückt mal schnell die
 Privatanschrift und die Handynummer von dem Antifa-Mann raus, dann kann es richtig auf
 die Mütze geben.
 Und wie ist der Prozess, also wie ist der Ablauf da geplant?
 Genau.
 Das ist das nächste Problem.
 Es gibt einen Parallelanspruch bislang schon für Strafverfolgungsbehörden.
 Da ist das unproblematisch.
 Wenn die Staatsanwaltschaft sagt, wir hätten gerne die Bestandsdaten, ist das natürlich
 kein Problem.
 Denn da geht man mal davon aus, dass die rechtsstaatlich arbeiten.
 Es gibt es auch schon für Urheberrechtsverletzungen.
 Da ist allerdings gesetzlich geregelt, dass es eine richterliche Anordnung geben muss.
 Das steht im deutschen Recht an einigen Stellen.
 Es steht aber auch in der sogenannten Durchsetzungsrichtlinie der EU.
 Das heißt, es ist europarechtlich vorgegeben, dass solche Abfragen zur Verfolgung von Urheberrechtsverletzungen
 eben einer richtlichen Bestätigung oder Genehmigung bedürfen.
 Für diese Persönlichkeitsrechtsverletzung oder wie im Gesetz jetzt stehen soll, die
 Verletzung absoluter Rechte, ist das völlig unklar.
 Das heißt also, es steht da nur drin auf Anordnung der zuständigen Stelle.
 Es gibt aber in Deutschland keine Stelle, die so was anordnen könnte.
 Also natürlich könnten das Gerichte sein.
 Da gibt es auch schon Rechtsprechung zu der Frage, ob man einen Anspruch hat gegen einen
 Provider.
 Die Rechtsgrundlagen sind da aber extrem vage.
 Da beruft sich die Rechtsprechung auf "treu und glauben", ja, so einen der unschärfsten
 Rechtsbegriffe überhaupt im BGB.
 Dabei weiß keiner so richtig, was dabei rauskommt.
 Es kann aber natürlich auch sein, dass der Gesetzgeber damit meint, dass man einfach
 so mal bei Facebook anfragen kann, also auch privaten Leuten.
 Man weiß es nicht.
 Man weiß es nicht.
 Diese Frage lässt das Netzwerkdurchsetzungsgesetz völlig offen.
 Und man muss ganz ehrlich sagen, das wäre aus meiner Sicht eine Katastrophe.
 Der Stalker besorgt sich von Facebook mal schön die Adresse seines Opfers, sobald sich
 das Opfer mal einmal zu einer Beleidigung hinreißen lässt, was sich hervorkommen wird.
 Der Zahnarzt, ein Beispiel von Jörg Heydrich, dem Justiziar des Heiseverlags, der Zahnarzt,
 der sich von einem Beitrag in einem Bewertungsforum verletzt sieht, der fragt mal kurz ab, von
 wem denn dieser Kommentar stammt, von welchem seiner Patienten.
 Dann wird der Patient abgemahnt, dann wird er also mit irgendwelchen Abmahnanwälten,
 wird ihm so richtig die Hölle heiß gemacht.
 Also das ist eine solche Schnapsidee.
 Ich verstehe das überhaupt nicht, wie man darauf kommen kann.
 Ich bin wirklich fassungslos.
 Ich meine, klar, Persönlichkeitsrechtsverletzungen zu verfolgen, ist eine sinnvolle Sache.
 Aber da muss ich doch verfahrensrechtlich sichern, dass man damit keinen Missbrauch treiben kann.
 Zum Beispiel mit dem Richtervorbehalt.
 Und wie groß ist die Wahrscheinlichkeit, dass das Ding jetzt am Ende im Gesetz stehen wird,
 wenn dieses Gesetz gesetzt werden wird in dieser Legislaturperiode?
 Also da muss man klar sagen, das ist einer der umstrittensten Fragen.
 In der Unionsfraktion scheint es gewollt zu sein, dass das kommt.
 Die haben auch massiv Druck gemacht.
 In der SPD-Fraktion ist es umstritten.
 Da gibt es einige Leute, die davor warnen, zum Beispiel Lars Klingbeil.
 Es gibt aber auch einige einflussreiche Leute, die das unbedingt wollen.
 Thomas Oppermann hat das schon im Herbst im Spiegel gefordert.
 Das ist immerhin der Fraktionsvorsitzende.
 Ich glaube, da müssen die SPD-Abgeordneten sich noch darüber klar werden.
 Meine persönliche Hoffnung ist und meine inständige Bitte, dass sie diese Schnappsidee
 jedenfalls nicht mitmachen oder wenigstens unbedingt einen Richtervorbehalt vorsehen.
 Dass es also ein richterliches Genehmigungsverfahren gibt, bevor solche Abfragen stattfinden.
 Man muss sich ja auch eins immer vor Augen führen.
 Es ist ja nicht so, dass man bislang gegen Persönlichkeitsrechtsverletzungen, also Beleidigungen
 oder so was, gar nichts machen könnte.
 Ganz im Gegenteil, wenn es irgendwie gravierend ist, kann man die Leute auch anzeigen und dann
 kann die Staatsanwaltschaft die Daten abfragen und zur Not kann man dann auch Akteneinsicht
 nehmen.
 Das heißt, wir reden nur von denen vergleichsweise geringfügigen Persönlichkeitsrechtsverletzungen,
 wo es nicht für eine Anzeige reichen würde.
 Noch nicht mal für ein Ermittlungsverfahren, geschweige denn für eine Verurteilung.
 Und ich glaube, da gibt es einfach eine allenfalls minimale Regelungslücke und die Kollateralschäden,
 die eintreten könnten, sind enorm.
 Es ist also wirklich der Wahnsinn.
 Mit dieser Note kommen wir zu einem kleinen Nachklapp noch.
 Ja, gute Nachrichten zum Schluss.
 Genau, also Küchenstudio+ ist gestartet.
 Ihr habt euch zahlreich ein Abo geklickt.
 Dafür ganz, ganz herzlichen Dank.
 Auch von meiner Seite ganz herzlichen Dank dafür.
 Weil ich einfach finde, das ist wirklich bewegend, wie viele Leute von euch einfach sagen, hey,
 was die Jungs da machen in Berlin, das finde ich wichtig.
 Das ist ein Teil meines Alltags.
 Ich schätze deren Arbeit und ich möchte das unterstützen.
 Und so verstehe ich das auch.
 Es geht jedenfalls für mich, zumal der ich einen anderen Job habe, gar nicht primär
 ums Geld, muss ich ganz offen sagen.
 Aber ich finde die Solidarität, die ihr ausdrückt durch ein Küchenstudio+ Abo, finde ich persönlich
 ganz wichtig.
 Es ist eine enorme Motivation, diesen Podcast weiterzumachen, gerade auch im Wahljahr.
 Insofern freue ich mich wirklich sehr, wenn ihr da klickt.
 Genau.
 Auch wenn es jetzt bisher erst mal nur den Livestream der Lage gibt.
 Aber wie gesagt, der Plan ist durchaus, dass da noch mehr Content reinkommt.
 Wir wollen an dieser Stelle nur kurz noch auf ein bisschen auf so ein paar zentrale Feedback-Aspekte
 eingehen, die ihr gebracht habt.
 Also erstmal nein, die Lage, die ihr jetzt hört und immer gehört habt, die bleibt so.
 Also mit allen Kapitelmarken und Pipapo.
 So, das erste.
 Dann gab es ein bisschen Kritik, ehrlich gesagt, längst nicht so viel, wie ich erwartet hätte.
 Daran, dass man das Abo ausschließlich mit Apple Pay oder Kreditkarte sich klicken kann.
 Also mal in Zahlen, es sind zwei bis drei Leute gewesen.
 Also wirklich von vielen, vielen tausend Hörerinnen und Hörern.
 Also es war wirklich nicht so viel, wie ich gedacht hätte.
 Es gab halt Anfragen, so nach dem Motto "PayPal, können wir Lastschrift anbieten?"
 PayPal wird es nicht geben, so viel kann man sagen, weil der Anbieter, Memberful, mit dem
 wir da arbeiten, eben als Zahlungsdienstleister Stripe nutzt und das schließt sich aus quasi,
 so wie die das da organisieren.
 Lastschrift ist bei Stripe jetzt neuerdings möglich und mit Memberful sind wir da am Chatten.
 Die sind noch ein bisschen zurückhaltend, ob sie es einbauen.
 Ich bekniehe die, ich kann da jetzt noch keine Versprechungen machen, aber wir sind da sozusagen
 dran.
 PayPal hat am Anfang nicht funktioniert, jetzt funktioniert es.
 Gab es einen kleinen Wackelkontakt, den haben wir gefixt, so dass man leider in Deutschland
 mit Apple Pay kann man ja noch nicht zahlen, aber da wo es Apple Pay gibt, kann man Küchenstudio+
 irgendwie bequem mit Apple Pay bezahlen.
 In Deutschland geht es auch, muss man ein bisschen tricksen.
 Genau, muss man ein bisschen tricksen.
 Das kann man mal googeln, wer sich dafür interessiert, kann das mal googeln.
 Das geht schon.
 Aber ist ein bisschen schwierig.
 Ein bisschen umständlicher, das ist fast einfacher direkt einfach mit der Kreditkarte zu bezahlen.
 Ja klar, aber wenn man generell mal Bock hat, Apple Pay zu testen, denn es geht ja auch schon
 an den meisten Kartenterminals in Deutschland.
 Also die Kartenterminals, die so ein Funklogo haben, was ein bisschen aussieht wie so ein
 WLAN-Logo, da kann man auch schon mit Apple Pay bezahlen.
 Da sind die Kassiererinnen immer so ein bisschen irritiert, aber gibt es verschiedene Blogbeiträge,
 die das mal im Selbstversuch...
 Die Kassierer sind auch irritiert.
 Stimmt, stimmt.
 Kassierer sind auch irritiert.
 Sehr verständlich.
 Genau, also das waren so die zentralen Punkte, glaube ich.
 Oder fällt dir noch einer ein, der irgendwie noch...
 Ich glaube, ich bin einfach auch total beeindruckt von der positiven Resonanz.
 Wir hatten so ein ganz kleines bisschen auch befürchtet, dass da irgendwie da jemand uns
 Geldschneiderei vorwirft.
 Aber das ist es ja nicht und das ist auch nicht gekommen, sondern im Gegenteil, die Leute
 verstehen, dass es einfach um Nachhaltigkeit geht.
 Das ist ein journalistisches Format, das macht Arbeit, das muss irgendwie sich auch tragen.
 Genau, es gab Kritik nach dem Motto, genau, das war auch noch so ein Punkt, warum stellt
 es den Leuten nicht frei, selber einzutragen, wie viel sie bezahlen wollen.
 Die Idee finde ich eigentlich auch sympathisch, aber die bietet uns mehrmals voll einfach
 nicht an.
 Diese Option gibt es da einfach nicht.
 Aber ganz ehrlich, das ist ja auch gar kein Problem, denn wir freuen uns natürlich auch,
 wenn ihr einen Dauerauftrag einrichtet.
 Es gibt ja ein Konto für die Lage, ein Spendenkonto.
 Das heißt also, wer sich die Lage plusklickt oder Köchenstudio plus genau genommen klickt
 und aber gerne uns noch etwas mehr unterstützen möchte, ist herzlich eingeladen, Dauerauftrag
 einzurichten, freuen wir uns sehr.
 Das haben ja auch schon sehr viele Menschen gemacht und Kündigungen haben wir bislang
 auch noch nicht bekommen.
 Aber erfreulicherweise haben die wenigsten bislang gesagt, ich kündige ihr.
 Genau, und es haben einige gefragt, was ist euch denn lieber Dauerauftrag direkt auf das
 Konto oder eben Köchenstudio plus.
 Und da würde ich sagen, unterm Strich ist es natürlich schon das Überweisen, weil davon
 bekommen wir 100 Prozent.
 Und bei Memmafolle, bei dem Abo müssen wir zwei Prozent abdrücken an Memmafolle, was
 ich jetzt verkraftbar finde.
 Du bist ja im Prinzip zufrieden mit dem Backend.
 Ich habe das mit Besonderheit noch nicht angehoben.
 Das Backend ist, wie gesagt, das ist eine Dienstleistung.
 Die Jungs wollen auch, müssen auch Geld verdienen.
 Und ich finde, die sind echt gut.
 Die sind sehr schnell im Chat.
 Technisch glaube ich, wie gesagt, bis auf diesen einen Schluck auf mit Apple Pay funktioniert
 das bisher ziemlich reibungslos.
 Und genau, es gab am Anfang noch ein paar Probleme mit den Plusfeeds.
 Das lag aber an mir, da hatte ich was vergessen.
 Das läuft jetzt aber auch.
 Also insofern bin ich damit eigentlich erstmal so ganz zufrieden.
 Cool.
 Ich würde sagen, damit haben wir die Lage diese Woche ausführlich und abschließend
 erörtert.
 Genau, ich würde sagen noch einen schönen Sonntag, einen schönen Start in die neue Woche.
 Alles Gute euch.
 Genießt den beginnenden Frühling.
 Jedenfalls in Berlin wird es langsam richtig schön.
 Und ja, viel Spaß mit der Lage.
 Klickt, wenn ihr Lust habt, Kirchenstudio Plus und ein paar Sternchen bei iTunes, wenn
 ihr Lust habt.
 Und wir freuen uns auf jeden Fall, wenn euch die Lage gefällt.
 Auf bald und ciao.
